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Der Bundestag hat das folgende GeseÞ beschlossen:

Artikel 1

Änderung des
Kran kenhausfinanzierun gsgesetzes

Das Krankenhausfinanzierungsgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 10. April 1991 (BGBI. lS. 886),
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. De-
zember 2019 (BGBI. I S. 2789) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. ln $ 19 Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe,,nach"
durch die Angabe ,,ab" ersetzt.

2. Der 4. Abschnitt wi¡d wie folgt gefasst:

,,4. Abschnitt

Sonderregelungen

s21
Ausgleichszahlungen an Kranken-

häuser aufgrund von Sonderbelastungen
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2

(1) Soweit zugelassene Krankenhäuser zur Er-
höhung der Bettenkapazitäten für die Versorgung
von Patientinnen und Patienten, die mit dem neu-
artigen Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind, plan-
bare Aufnahmen, Operationen und Eingriffe ver-
schieben oder aussetzen, erhalten sie für die Aus-
fälle der Ëinnahmen, die seit dem 16. März 2O20
dadurch entstehen, dass Betten nicht so belegt
werden können, wie es vor dem Auftreten der
SARS-CoV-2-Pandemie geplant war, Ausgleichs-
zahlungen aus der Liquiditätsreserve des Gesund-
heitsfonds.

(2) Die Krankenhäuser ermitteln die Höhe der
Ausgleichszahlungen nach Absatz '!, indem sie täg-
lich, erstmals für den 16. Mårz 2020, von der Zahl
der im Jahresdurchschnitt 2019 pro Tag voll- oder
teilstationär behandelten Patientinnen und Patienten
(Referenzwert) die Zahl der am jeweiligen Tag statio-
när behandelten Patientinnen und Patienten ab-
ziehen. Sofern das Ergebnis größer als Null ist, ist
dieses mit der tagesbezogenen Pauschale nach Ab-
satz 3 zu multiplizieren. Die Krankenhäuser melden
den sich für sie jeweils aus der Berechnung nach
SaIz 2 ergebenden Betrag differenziert nach Kalen-
dertagen wöchentlich an die für die Krankenhaus-
planung zuständige Landesbehörde, die alle von
den Krankenhäusem im Land gemeldeten Beträge
summiert. Die Ermittlung nach Satz 1 ist letztmalig
für den 30. September 2020 durchzuführen. Die
Ausgleichszahlungen nach Satz 1 gehen nicht in
den Gesamtbetrag oder die Erlösausgleiche nach
dem Krankenhausentgeltgesetz oder der Bundes-
pf legesatzverordnung ein.
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Gesetz
zum Ausgleich COVID-í9 bedingter finanzieller

Belastungen der Krankenhäuser und we¡terer Gesundheitseinrichtungen
(COVI D- I 9- Kran kenhausentlastun gsgesetz)

Vom 27. Mà¡z2O2O

(3) Die Höhe der tagesbezogenen Pauschale
nach Absatz 2 Satz 2 beträgt 560 Euro.

(4) Die Länder übermitteln die für ihre Kranken-
häuser aufsummierten Beträge nach Absatz 2 Satz 3
jeweils unveaüglich an das Bundesamt für Soziale
Sicherung; dabei sind die Beträge nach Absatz 5
Satz 1 gesondert auszuweisen. Das Bundesamt für
Soziale Sicherung zahlt auf Grundlage der nach
Satz 1 angemeldeten Mittelbedarfe die Beträge an
das jeweilige Land zur Weiterleitung an die Kranken-
häuser aus der Liquiditätsreserve des Gesundheits-
fonds. Um eine schnellstmögliche Zahlung zu ge-
währleisten, kann das Land beim Bundesamt für
Soziale Sicherung ab dem 28. Màrz 2020 Ab-
schlagszahlungen beantragen. Das Bundesamt für
Soziale Sicherung bestimmt das Nähere zum Ver-
fahren der Übermittlung der aufsummierten Beträge
sowie der Zahlung aus der Liquiditätsreserve des
Gesundheitsfonds einschließlich der Abschlags-
zahlungen.

(5) Zugelassene Krankenhäuser, die mit Geneh-
migung der für die Krankenhausplanung zustän-
digen Landesbehörden zusätzliche intensivmedi-
zinische Behandlungskapazitäten mit maschineller
Beatmungsmöglichkeit durch Aufstellung von Bet-
ten schaffen oder durch Einbeziehung von Belten
aus anderen Stationen vorhalten, erhalten für jedes
bis zum 30. September 2020 aufgestellte oder vor-
gehaltene Bett einmalig einen Betrag in Höhe von
50 000 Euro aus der Liquiditätsreserve des Gesund-
heitsfonds. Die Krankenhäuser führen den sich für
sie jeweils nach Satz 1 ergebenden Betrag geson-
dert als Teil der Meldung nach Absatz 2 Satz 3 auf.
Das Bundesamt für Soziale Sicherung zahlt den Be-
trag nach Satz 1 als Teil der Zahlung nach Absatz 4
Satz 2.

(6) Zur pauschalen Abgeltung von Preis- und
Mengensteigerungen infolge des neuartigen Corona-
virus SARS-CoV-2, insbesondere bei persönlichen
Schutzausrüstungen, rechnen zugelassene Kran-
kenhäuser für jeden Patienten und jede Patientin,
der oder die zwischen dem 1. April 2020 und ein-
schließlich dem 30. Juni 2020 zur voll- oder teil-
stationären Behandlung in das Krankenhaus aufge-
nommen wird, einen Zuschlag in Höhe von 50 Euro
ab. Die Abrechnung des Zuschlags erfolgt gegen-
über dem Patienten oder der Patientin oder ihren
Kostenträgern.

f/) Die Vertragsparteien nach $ 17b Absatz 2 ver-
einbaren bis zum 10. April 2020 das Nähere zum
Verfahren des Nachweises der Zahl der täglich voll-
oder teilstationär behandelten Patientinnen und
Patienten im Vergleich zum Referenzwert für die Er-
mittlung und Meldung nach Absatz 2. Kommt eine
Vereinbarung nach Satz 1 nicht innerhalb dieser Frist
zustande, legt die Schiedsstelle nach $ 18a Absatz 6
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den lnhalt der Vereinbarung ohne Antrag einer Ver-
lragspartei innerhalb von weiteren zwei Wochen
fest.

(8) Das Bundesamt für Soziale Sicherung teilt
dem Bundesministerium der Finanzen jeden Monat,
erstmals zum 30. April 2O20, die Höhe des an die
Länder nach Absatz 4 Salz 2 überwiesenen Betrags
ohne den auf Absatz 5 Satz 1 entfallenden Anteil mit.
Der Bund erstattet den Betrag an die Liquiditäts-
reserve des Gesundheitsfonds innerhalb von einer
Woche nach der Mitteilung gemäß Satz 1.

(9) Nach Abschluss der Zahlungen nach Absatz 4
Satz 2 durch das Bundesamt für Soziale Sicherung
übermitteln die Länder dem Bundesministerium für
Gesundheit bis zum Ende des darauffolgenden
Kalendermonats eine krankenhausbezogene Auf-
stellung der ausgezahlten Finanzmittel.

s22
Behandlung in

Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen

(1) Die Länder können Vorsorge- und Rehabilita-
tionseinrichtungen bestimmen, in denen Patientin-
nen und Patienten, die einer nicht aufschiebbaren
akutslationären Krankenhausversorgung nach $ 39
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bedürfen,
vollstationär behandelt werden können, wenn mit
diesen Einrichtungen

1. ein Versorgungsvertrag nach $ 111 Absatz 2 des
Fünften Buches Sozialgesetzbuch besteht,

2. ein Vertrag nach $ 15 Absatz 2 des Sechsten Bu-
ches in Verbindung mit $ 38 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch besteht oder wenn sie von der
gesetzlichen Rentenversicherung selbst betrie-
ben werden, oder

3. ein Vertrag nach $ 34 des Siebten Buches Sozial-
gesetzbuch besteht.

Die in Satz 1 genannten Einrichtungen gelten für die
Behandlung von bis zum 30. September 2O2O auf-
genommenen Patientinnen und Patienten als zu-
gelassene Krankenhäuser nach $ 108 des Fünften
Buches Sozialgesetzbuch.

(2) Die Vertragsparteien nach $ 17b Absatz 2 ver-
einbaren bis zum 26. April 2020 Pauschalbeträge für
die Vergütung der von den in Absatz 1 genannten
Einrichtungen erbrachten Behandlungsleistungen
sowie das Nähere zum Verfahren der Abrechnung
der Vergütungen. Kommt eine Vereinbarung nach
Satz 'l nicht innerhalb dieser Frist zustande, legt
die Schiedsstelle nach S 18a Absatz 6 den lnhalt
der Vereinbarung ohne Antrag einer Vertragspartei
innerhalb von weiteren vier Wochen fest.

s23
Verordnungsermächtigung

Das Bundesministerium für Gesundheit kann
durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium der Finanzen mit Zustimmung
des Bundesrates

1. die in $ 21 Absatz 2Salz4, Absatz 5 Satz'l und
Absatz 6 sowie $ 22 Absatz 1 Satz 2 genannten
Fristen jeweils um bis zu sechs Monate verlän-
gern,

2. die Höhe des Betrages nach $ 21 Absatz 5 Satz 1

und, soweit diese zur Kostendeckung der Kran-
kenhäuser nicht ausreichen, der Pauschale nach
$ 21 Absatz 3 und des Zuschlags nach $ 21 Ab-
satz 6 abweichend regeln.

s24
Überprüfung der Auswirkungen

Das Bundesministerium frir Gesundheit überprtift
zum 30. Juni 2020 die Auswirkungen der Reglungen
in den $$ 21 bis 23 auf die wirtschaftliche Lage der
Krankenhäuser. Es setzt hierfür einen Beirat von Ver-
treterinnen und Vertretern aus Fachkreisen ein, die
insoweit über besondere Efahrung verfügen."

Artikel2
Änderungen des

Kran kenhausentgeltgesetzes

Das Krankenhausentgeltgesetz vom 23. April 2002
(BGBI. I S. 1412, 1422), das zulelzt durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 14. Dezember 2019 (BGBI. I S. 2789)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. $ 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2awird wie folgt geändert:

aa) Nach Nummer 1 Buchstabe e werden die fol-
genden Buchstaben f und g eingefügt:

,,f) Leistungen zur Behandlung von Patientin-
nen und Patienten mit einer SARS-CoV-2-
lnfektion oder mit Verdacht auf eine
SARS-CoV-2-lnfeKion,

g) Leistungen, die von den Vertragsparteien
nach $ 11 Absatz 1 zur Vermeidung un-
zumutbarer Härten vereinbart werden,".

bb) Folgender Satz wird angefügt:

,,Der Fixkostendegressionsabschlag gilt nicht
für die Vereinbarung des Erlösbudgets für das
Jahr 2020."

b) ln Absatz 3 Satz 5 wird vor dem Punkt am Ende
ein Semikolon und werden die Wörter ,,für Mehr-
oder Mindererlöse, die auf Grund einer Epidemie
entstehen, können die Vertragsparteien auch
nach Ablauf des Vereinbarungszeitraums einen
von den Sätzen 3 und 4 abweichenden Ausgleich
vereinbaren" eingefügt.

2. S 15 Absatz 2awird wie folgt geändert:

a) ln Satz 1 werden nach dem Wort ,,Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes" die Wörter ,,bis zum
31 . März 2O2O" und nach dem Wort ,,Euro" die
Wörter,,und ab dem 1. April 2020 mit 185 Euro"
eingefügt.

b) Satz 3 wird wie folgt gefasst;

,,Führt die Erhebung des vorläufigen Pflege-
entgeltwerts

1. zu einer Unterdeckung der Pflegepersonal-
kosten, gilt Absatz 3 entsprechend,
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2. zu einer Uberdeckung der Pflegepersonalkos-
ten, verbleiben die Mittel aus dem vorläufigen
Pflegeentgeltwert dem Krankenhaus und es
sind keine Ausgleichszahlungen für das Jahr
2O2O zu leisten; für das Jahr 2O2O findet $ 6a
Absatz 5 keine Anwendung, für die Jahre ab
2O21 gill Absatz 3 entsprechend."

Artikel3
Anderung des

Fünften Buches SozialgeseÞbuch

Das Füntte Buch Sozialgesetzbuch * Gesetzliche
Krankenversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom
20. Dezember 1988, BGBI. I S. 2477, 2482), das zulelzl
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Mäz 2O2O
(BGBI. I S. 497) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. Nach $ 87a AbsaÞ 3a wird folgender Absatz 3b
eingefügt:

,,(3b) Mindert sich das Gesamthonorar eines
vertragsärztlichen Leistungserbringers um mehr
als 10 Prozent gegenüber dem Vorjahresquartal
und ist diese Honorarminderung in einem Fallzahl-
rückgang in Folge einer Pandemie, Epidemie,
Endemie, Naturkatastrophe oder eines anderen
Großschadensereignisses begründet, kann die
Kassenärztliche Vereinigung eine befristete Aus-
gleichszahlung an den vertragsärztlichen Leis-
tungserbringer leisten. Die Ausgleichszahlung ist
beschränkt auf Leistungen, die gemäß Absatz 3
Satz 5 und 6 außerhalb der morbiditätsbedingten
Gesamtvergütung vergütet werden. Die Ausgleichs-
zahlung ist in der Höhe zu mindern, in der der ver-
tragsärztl iche Leistungserbringer Entschädigungen
nach dem lnfektionsschutzgesetz oder finanzielle
Hilfen aufgrund anderer Anspruchsgrundlagen er-
hält. Die Aufwendungen für die Ausgleichszahlun-
gen sind der Kassenäatlichen Vereinigung durch
die Krankenkassen zeitnah zu erstatten. Die Kassen-
ärztliche Vereinigung hat den Krankenkassen die
zur Erstattung notwendigen Daten zur Verfügung
zu stellen."

2. Nach $ 87b Absatz 2 wird folgender Absatz 2a ein-
gefügt:

,,(2a) Mindert sich in Folge einer Pandemie,
Epidemie, Endemie, Naturkatastrophe oder eines
anderen Großschadensereignisses die Fallzahl in
einem die Fortführung der Arztpraxis gefährdenden
Umfang, hat die Kassenärztliche Vereinigung im
Benehmen mit den Landesverbänden der Kranken-
kassen und den Ersatzkassen im Verteilungsmaß-
stab zeitnah geeignete Regelungen zur Forlführung
der vertragsäatlichen Tätigkeit des Leistungs-
erbringers vorzusehen."

3. S 105 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

,,(3) Die Krankenkassen haben der Kassenärzt-
lichen Vereinigung die zusätzlichen Kosten für
außerordentliche Maßnahmen, die zur Sicherstel-
lung der vertragsäatlichen Versorgung während
des Bestehens einer epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite nach $ 5 Absatz 1 des lnfeklions-
schutzgesetzes erforderlich sind, zu erstatten. Die
Erstattung hat nur zu erfolgen, soweit die Maß-
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nahme nicht bereits im Haushaltsplan der Kassen-
ärztlichen Vereinigung abgebildet ist oder aus
finanziellen Mitteln, die aufgrund von Vereinbarun-
gen und Beschlüssen nach diesem Gesetzbuch
von den Krankenkassen gezahlt werden, finanziert
wird. Eine Erstattung erfolgt auch dann, wenn die
Kosten die Ansätze bei Maßnahmen nach Salz 2
übersteigen."

4. Nach $ 111c wird folgender $ 111d eingefügt:

,,s 1'l'ld
Ausgleichszahlungen

an Vorsorge- und Rehabilitationsein-
richtungen aufgrund von Einnahmeaus-
fällen durch das neuartige Coronavirus

SARS-CoV-2, Verordnungsermächtigun g

(1) Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen
mit einem Versorgungsvertrag nach $ 111 Absatz 2
erhalten für die Ausfälle der Einnahmen, die seit
dem 16. März2O20 dadurch entstehen, dass Bet-
ten nicht so belegt werden können, wie es vor dem
Auftreten der SARS-CoV-2-Pandemie geplant war,
Ausgleichszahlungen aus der Liquiditätsreserve
des Gesundheitsfonds.

(2) Die Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtun-
gen ermitteln die Höhe der Ausgleichszahlungen
nach Absatz 1, indem sie täglich, erstmals für den
16. März 2O2O, von der Zahl der im Jahresdurch-
schnitt 2019 pro Tag stationär behandelten Patien-
tinnen und Patienten der Krankenkassen (Referenz-
wert) die Zahl der am jeweiligen Tag stationär
behandelten Patientinnen und Patienten der Kran-
kenkassen sowie die Zahl der nach $ 22 des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes behandelten oder
nach $ '149 des Elften Buches oder $ 39c zur Kuz-
zeitpflege aufgenommenen Patienten abziehen.
Sofern das Ergebnis größer als Null ist, ist dieses
mit der tagesbezogenen Pauschale nach Absatz 3
zu multiplizieren. Die Vorsorge- und Rehabilita-
tionseinrichtungen melden den sich für sie jeweils
aus der Berechnung nach Satz 2 ergebenden Be-
trag differenziert nach Kalendertagen wöchentlich
an die für die Krankenhausplanung zuständige Lan-
desbehörde oder an eine von dieser Landesbe-
hörde benannte Krankenkasse, die alle von den
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen im
Land gemeldeten Beträge summiert. Die Ermittlung
nach Satz 1 ist letztmalig für den 30. September
2O2O durchzuführen.

(3) Die tagesbezogene Pauschale beträgt 60 Pro-
zent des mit Krankenkassen vereinbarten durch-
schnittlichen Vergütungssatzes der Einrichtung
nach $ 111 Absatz 5.

(a) Die Länder oder die benannten Krankenkas-
sen übermitteln die für ihre Vorsorge- und Rehabi-
litationseinrichtungen aufsummierten Beträge nach
Absatz 2 Satz 3 jeweils unverzüglich an das Bun-
desamt für Soziale Sicherung. Das Bundesamt für
Soziale Sicherung zahlt auf Grundlage der nach
Satz 1 angemeldeten Mittelbedarfe die Beträge an
das jeweilige Land oder die benannte Kranken-
kasse zur Weiterleitung an die Vorsorge- und Reha-
bilitationseinrichtungen aus der Liquiditätsreserue
des Gesundheitsfonds. Um eine schnellstmögliche
Zahlung zu gewährleisten, kann das Land oder die
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benannte Krankenkasse beim Bundesamt für So-
ziale Sicherung ab dem 28. März 2020 Abschlags-
zahlungen beantragen. Das Bundesamt für Soziale
Sicherung bestimmt das Nähere zum Verfahren der
Übermittlung der aufsummierten Betråge sowie der
Zahlung aus der Liquiditätsreserve des Gesund-
heitsfonds einschließlich der Abschlagszahlungen.

(5) Der Spitzenverband Bund der Krankenkas-
sen und die für die Erbringer von Leistungen zur
medizinischen Rehabilitation maßgeblichen Ver-
bände auf Bundesebene vere¡nbaren bis zum
10. April 2020 das Nähere zum Vedahren des
Nachweises der Zahl der täglich stationär þe-
handelten oder aufgenommenen Patientinnen und
Patienten im Vergleich zum Referenzwert für die
Ermittlung und Meldung nach Absatz 2 sowie der
Ermittlung des mit Krankenkassen vereinbarten
durchschnittlichen Vergütungssatzes nach Absatz 3.

(6) Die Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtun-
gen erstatten dem Land oder der benannten Kran-
kenkasse die nach dieser Vorschrift erhaltenen
Ausgleichszahlungen, soweit sie vonangige Mittel
aus Vergütungen oder Ausgleichszahlungen aus
anderen Rechtsverhältnissen beanspruchen kön-
nen. Das Land oder die benannte Krankenkasse
leiten die Zahlungen an die Liquiditätsreserve des
Gesundheitsfonds weiter.

(7) Nach Abschluss der Zahlungen nach Absatz 4
Satz 2 durch das Bundesamt für Soziale Sicherung
übermitteln die Länder oder die benannten Kran-
kenkassen dem Bundesministerium für Gesundheit
bis zum Ende des darauffolgenden Kalender-
monats eine einrichtungsbezogene Aufstellung der
ausgezahlten und zurückerstatteten Finanzmittel.

(8) Das Bundesministerium für Gesundheit kann
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrats die in Absatz 2Salz4 genannte Frist um bis
zu sechs Monate verlängern."

5. ln $ 125 Absatz'l Satz 3 wird die Angabe,,1. Juli
2020" durch die Angabe ,,1 . Oktober 2020" ersetzt.

6. ln $ '125a Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe ,,1 5. No-
vember 2020" durch die Angabe ,,15, März 2O21"
ersetzt.

7. S 275b wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden die Wörter ,,und Verord-
nungsermächtigung" angefügt.

b) Die folgenden Absätze 4 und 5 werden angefügt:

,,(4) Abweichend von Absatz 1 finden bis ein-
schließlich 30. September 2O20 keine Regel-
prüfungen statt.

(5) Das Bundesministerium für Gesundheit
kann nach einer erneuten Risikobeufteilung bei
Fortbestehen oder emeutem Risiko für ein Infek-
tionsgeschehen im Zusammenhang mit dem
neuartigen Coronarvirus SARS-CoV-2 den Be-
fristungszeitraum nach Absatz 4 durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates
um jeweils bis zu einem halben Jahr verlängern."

8. $ 275c wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 2 Salz 1 wird die Angabe ,,12,5" durch
die Angabe ,,5" ersetzt.

58tÍl

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird aufgehoben.

bb) ln dem neuen Satz 1 wird die Angabe ,,2O21"
durch die Angabe ,,2022" ersetzt.

9. S 275d wird wie folgt geändert:

a) lnAbsatz 3SaL¿2 wird dieAngabe ,,2O21" durch
die Angabe ,,2022" und die Angabe ,,31 . Dezem-
ber 202O" durch die Angabe ,,31 . Dezember
2021" ersetzt.

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) ln Satz 1 wird die Angabe ,,2021" durch die
Angabe,,2022" ersetzt.

bb) ln Satz 2 wird die Angabe ,,31 . Dezember
2020" durch die Angabe ,,31 . Dezember
2021" ersetzt.

10. ln $ 283 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird die An-
gabe ,,30. April 2020" durch die Angabe ,,28. Feb-
ruar 2021" ersetzt.

11. ln $ 327 Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe ,,30. April
2020" durch die Angabe ,,28. Februar 2021 " ersetzt.

12. Folgender $ 330 wird angefügt:

,,s 330

Übergangsregelung zur
Zahlungsf rist von Krankenhausrechnungen

Die von den Krankenhäusern bis zum 31 . Dezem-
ber 2020 erbrachten und in Rechnung gestellten
Leistungen sind von den Krankenkassen innerhalb
von fünf Tagen nach Rechnungseingang z.u bezah-
len. Als Tag der Zahlung gilt der Tag der Ubergabe
des Uberw.eisungsauftrages an ein Geldinstitut
oder der Ubersendung von Zahlungsmitteln an
das Krankenhaus. lst der Fälligkeitstag ein Sams-
tag, Sonntag oder gesetzlicher Feiertag, so ver-
schiebt er sich auf den nächstfolgenden Arbeits-
tag."

Artikel4

Änderung des
Elften Buches Sozialgesetzbuch

Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch - Soziale Pflege-
versicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai
1994, BGBI. I S. 1014, '1015), das zulelzl durch Arti-
kel 2a des Gesetzes vom 4. März 2020 (BGBI. I S. 437)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

'l . ln der lnhaltsübersicht wird nach der Angabe zu

$ 146 die folgende Angabe eingefügt:

,,Dritter Abschnitt

Maßnahmen zur
Aufrechterhaltun g der pflegerischen

Versorgung während der durch das neuartige
Coronavirus SARS-CoV-2 verursachten Pandemie

$ 147 Verfahren zur Feststellung der Pflegebedürf-
tigkeit nach $ 18

$ 148 Beratungsbesuche nach $ 37
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$ 149 Einrichtungen zur lnanspruchnahme von
Kurzzeitpflege

$ 150 Sicherstellung der pflegerischen Versorgung,
Kostenerstattung für Pf legeeinrichtungen und
Pflegebedürftige

S 151 Qualitätsprüfungen nach $ 114

$ 152 Verordnungsermächtigung".

2. S 10 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

,,Für den Berichtszeitraum bis einschließlich 2019
ist der Bericht erst im Jahr 2021 vorzulegen."

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

,,Ðie Berichterstattung zum Jahr 2019 erfolgt bis
zum 3'l . Dezember 2020."

3. ln $ ll3bAbsatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort
,,Qualitätsausschusses" die Wörter ,,für die Dauer
von fünf Jahren" gestrichen.

4. S 114b wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,30. Juni
2020" durch die Angabe ,,31 . Dezember 2O20"
und die Angabe ,,1 . Juli 2020" durch die Angabe
,,'l . Januar 2O21" ersetzt.

b) ln Absatz 2 wird die Angabe ,,30. Juni 2020"
durch die Angabe ,,31 . Dezember 2O2O" ersetzt.

5. S 1 14c wird wie folgt geändert:

a) ln Absatz ''t Satz 1 wird die Angabe,,1. Januar
2O21" durch die Angabe ,,1 . Juli 202'1 " ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) ln Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 wer-
den die Angabe ,,30. September 2020" durch
die Angabe ,,31. Mäz 2O2'1" und die Angabe
,,31. Mäz 2O21" durch die Angabe,,30. Sep-
tember 2021" erselzt.

bb) ln Satz 2 wird die Angabe ,,31. Màrz 2O21"
durch die Angabe ,,30. September 2021" er-
setzt.

6. Dem Sechzehnlen Kapitel wird folgender Abschnitt
angefügt:

,,Dritter Abschnitt

Maßnahmen zur
Aufrechterhaltung der pflegerischen

Versorgung während der durch das neuartige
Coronavirus SARS-CoV-2 verursachten Pandemie

s 147

Verfahren zur Feststellung
der Pflegebedürftigkeit nach $ 18

(1) Abweichend von $ 18 Absatz 2 Salz 1 kann
die Begutachtung bis einschließlich 30. September
2020 ohne Untersuchung des Versicherten in sei-
nem Wohnbereich erfolgen. Grundlage für die Be-
gutachtung bilden bis zu diesem Zeitpunkt insbe-
sondere die zum Versicherten zur Verfügung stehen-
den Unterlagen sowie die Angaben und Auskünfte,
die beim Versicherten, seinen Angehörigen und
sonstigen zur Auskuntt fähigen Personen einzuholen
sind.

{2) Abweichend von $ 18 Absatz 2 Satz 5 werden
bis einschließlich 30. September 2020 keine Wieder-
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holungsbegutachtungen durchgeführt, auch dann
nicht, wenn die Wiederholungsbegutachlung vor
diesem ZeitpunK vom Medizinischen Dienst oder
anderen unabhängigen Gutachterinnen und Gutach-
tern empfohlen wurde.

(3) Abweichend von $ 18 Absatz 3 Satz 2 ist die
Frist, in welcher dem Antragsteller die Entscheidung
der Pflegekasse schriftlich mitzuteilen ist, bis ein-
schließlich 30. September 2O2O unbeachtlich. Ab-
weichend von Satz 1 ist einem Antragsteller, bei
dem ein besonders dringlicher Entscheidungsbedarf
vorliegt, spätestens 25 Arbeitstage nach Eingang
des Antrags bei der zuständigen Pflegekasse die
Entscheidung der Pflegekasse schriftlich mitzutei-
len. Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen ent-
wickelt unveaüglich, spätestens bis einschließlich
9. April 2020, bundesweit einheitliche Kriterien für
das Vorliegen, die Gewichtung und die Feststellung
eines besonders dringlichen Entscheidungsbedarfs.
Die Pflegekassen und die privaten Versicherungsun-
ternehmen berichten in der nach $ 18 Absatz 3b
Satz 4 zu veröffentlichenden Statistik über die An-
wendung der Kriterien zum Vorliegen und zur Fest-
stellung eines besonders dringlichen Entschei-
dungsbedarfs.

(4) Abweichend von $ 18 Absatz 3a Satz 1 Num-
mer 2 ist die Pflegekasse bis einschließlich 30. Sep-
tember 2O20 nur bei Vorliegen eines besonders
dringlichen Entscheidungsbedarfs gemäß Absatz 3
dazu verpflichtet, dem Antragsteller mindestens drei
unabhängige Gutachter zur Auswahl zu benennen,
wenn innerhalb von 20 Arbeitstagen nach Antrag-
stellung keine Begutachtung erfolgt ist.

(5) S 18 Absatz 3b Satz 1 bis 3 findet bis ein-
schließlich 30. September 2O2O keine Anwendung.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für Anträge auf
Pflegeleistungen, die zwischen dem 1. Februar 2020
und dem 30. September 202O gestellt werden.

s 148

Beratungsbesuche nach S 37

Die Pflegekasse oder das private Versicherungs-
unternehmen darf das Pflegegeld abweichend von
$ 37 Absatz 6 nicht küaen oder entziehen, wenn
der Pflegebedürftige in dem Zeitraum vom 'l . Januar
2020 bis einschließlich 30. September 2020 keine
Beratung nach $ 37 Absatz 3 Satz 1 abruft. Die
Pflegekassen und die privaten Versicherungs-
unternehmen haben diese Ausnahmeregelung den
Pflegegeldempfångern kuafristig in geeigneter Form
zur Kenntnis zu bringen.

s 14e

Einrichtungen zur
lnanspruchnahme von Kurzzeitpflege

Bis einschließlich 30. September 2020 besteht
der Anspruch auf Kurzzeitpflege in Einrichtungen,
die stationäre Leistungen zur medizinischen Vor-
sorge oder Rehabilitation erbringen, abweichend
von $ 42 Absatz 4 auch ohne, dass gleichzeitig eine
Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Reha-
bilitation für eine Pflegeperson erbracht wird. Die
Vergütung rlchtet sich nach dem durchschnittlichen
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Vergütungssatz gemäß $ 111 Absatz 5 des Ftinften
Buches der Vorsorge- oder Rehabilitationseinrich-
tung.

s 150

Sicherstellung der
pf legerischen Versorgung, Kostenerstattung
für Pflegeeinrichtungen und Pflegebedürftige

(1) lm Fall einer wesentlichen Beeinträchtigung
der Leistungserbringung infolge des neuartigen
Coronavirus SARS-CoV-2 ist der Träger einer nach
$ 72 zugelassenen Pflegeeinrichtung verpflichtet,
diese umgehend den Pflegekassen gegenüber anzu-
zeigen. Es genügt die Anzeige an eine als Partei des
Versorgungsvertrages beteiligte Pflegekasse. ln Ab-
stimmung mit den weiteren hierbei zuständigen Stel-
len, insbesondere den nach Landesrecht bestimm-
ten heimrechtlichen Aufsichtsbehörden, haben die
Pflegekassen zusammen mit der Pflegeeinrichtung
zur Sicherstellung der pflegerischen Versorgung die
erforderlichen Maßnahmen und Anpassungen vorzu-
nehmen, wobei auch von der vereinbarten Personal-
ausstattung einschließlich deren gesetzlichen Be-
stimmungen nach diesem Buch abgewichen werden
kann. Dabei sind zum flexiblen Einsatz des Perso-
nals in anderen Versorgungsbere¡chen alle beste-
henden lnstrumente und Mittel einschließlich des
Vertragsrechls zu nutzen, bei denen zulassungs-
rechtliche Voraussetzungen zweckgerichtet und un-
bürokratisch angewandt werden können. Dies gilt
auch für den Einsatz von Beschäftigten für die Leis-
tungen der zusåtzlichen Betreuung nach $ 43b in
anderen Bereichen.

(2) Den zugelassenen Pflegeeinrichtungen wer-
den die ihnen infolge des neuartigen Coronavirus
SARS-CoV-2 anfallenden, außerordentlichen Auf-
wendungen sowie Mindereinnahmen im Rahmen
ihrer Leistungserbringung, die nicht anderweitig
finanziert werden, erstattet. Der Anspruch auf Erstat-
tung kann bei einer Pflegekasse regelmäßig zum
Monatsende geltend gemacht werden, die Partei
des Versorgungsvertrages ist. Die Auszahlung des
gesamten Erstattungsbetrages hat innerhalb von 14
Kalendertagen über eine Pflegekasse zu erfolgen.
Die Auszahlung kann vorläufig erfolgen. Für zugelas-
sene Pflegeeinrichtungen, die eine vertragliche Re-
gelung der Pflegevergütung nach den $$ 85 und 89
abgeschlossen haben, findet $ 85 Absatz 7 insoweit
keine Anwendung. Dabei sind bei Unterschreitungen
der vereinbarten Personalausstattung keine Vergü-
tungskürzungsverfahren nach $ 1 15 Absatz 3 Satz 1

durchzuführen.

(3) Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen
legi im Benehmen mit den Bundesvereinigungen
der Träger stationärer und ambulanter Pflegeeinrich-
tungen unveaüglich das Nähere für das Erstat-
tungsverfahren und die erforderlichen Nachweise
für seine Mitglieder fest. Dabei sind gemessen an
der besonderen Herausforderung von allen Beteilig-
ten pragmatische Lösungen in der Umsetzung vor-
zusehen. Die Festlegungen bedürfen der Zustim-
mung des Bundesministeriums für Gesundheit. Der
Spitzenverband Bund der Pflegekassen berichtet
dem Bundesministerium für Gesundheit regelmäßig
über die Ausgabenentwicklung.
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(a) Bei ambulanten Pflegeeinrichtungen tragen
die gesetzlichen Krankenkassen und die Soziale
Pflegeversicherung die nach Absatz 2 entstehenden
Erstattungen entsprechend des Verhältnisses der
Ausgaben im vorangegangenen Kalenderjahr der
Krankenkassen für die häusliche Krankenpflege zu
den Ausgaben der sozialen Pflegeversicherung für
Pflegesachleistungen; S 106b Absatz 2 Satz 2 und 3
gilt entsprechend. Die privaten Versicherungsunter-
nehmen, die die private Pflege-Pflichtversicherung
durchführen, beteiligen sich mit einem Anteil von
7 Prozent an den Kosten, die sich gemäß Absatz 2
ergeben. Ðas Bundesamt für Soziale Sicherung stellt
die Höhe des Finanzierungsanteils der privaten Ver-
sicherungsunternehmen auf Basis der vierteljähr-
lichen Finanzstatistiken der gesetzlichen Kranken-
und Pflegekassen fest. Die entsprechende Zahlung
wird binnen vier Wochen fällig. Der jeweilige Finan-
zierungsanteil, der auf die privaten Versicherungsun-
ternehmen entfällt, kann von dem Verband der
privaten Krankenversicherung e. V. unmittelbar an
das Bundesamt für Soziale Sicherung zugunsten
des Ausgleichsfonds der Pflegeversicherung nach
$ 65 geleistet werden.

(5) Die Pflegekassen können nach ihrem Er-
messen zur Vermeidung von durch das neuartige
Coronavirus SARS-CoV-2 im Einzelfall im häuslichen
Bereich verursachten pflegerischen Versorgungs-
engpässen, Kostenerstattung in Höhe der ambulan-
ten Sachleistungsbeträge ($ 36) nach vorheriger An-
tragstellung gewähren, wenn die Maßnahmen nach
Absatz 1 Satz 3 nicht ausreichend sind; dabei haben
sie vorrangig Leistungserbringer zu berücksichtigen,
die von Pflegefachkräften geleitet werden. Entspre-
chende Kostenerstattungszusagen sind jeweils auf
bis zu drei Monate zu begrenzen. Der Spitzenver-
band Bund der Pflegekassen legt Einzelheiten dazu
in Empfehlungen fest. Die Pflegekassen können bei
Bedarf bereits vor dem Vorliegen der Empfehlungen
Kostenerstattungen zusagen. Die Pflegekassen kön-
nen aus wichtigen Gründen die Kostenerstattungs-
zusage jedeaeit widenufen.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten bis einschließlich
30. September 202Q.

s 151

Qualitåtsprüfungen nach $ 114

Abweichend von $ 114 Absatz 2 Satz 'l und 2
finden bis einschließlich 30. September 2020 keine
Regelprüfungen statt.

s 152

Verordnungsermächtigung

Das Bundesministerium für Gesundheit kann nach
einer erneuten Risikobeurteilung bei Fortbestehen
oder erneutem Risiko für ein lnfektionsgeschehen
im Zusammenhang mit dem neuartigen Coronav¡rus
SARS-CoV-2 den Befristungsze¡traum der SS 147
bis '151 jeweils durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates um jeweils bis zu einem
halben Jahr verlängern."
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Artikel 5

Änderung des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes

$ 53 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezember
2010 (BGBI I S. 1952; 2012 I S. 197), das zuletzt durch
Artikel 'l 3 des Gesetzes vom 14. Dezember 2O19
(BGBI. I S. 2789) geändert worden ist, wird wie lolgt
geändert:

1. Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

2. Folgender Absatz 2 wird angefügt:

,,(2) Wird im laufenden Bewilligungszeitraum Ein-
kommen aus e¡ner anlässlich der Bekämpfung der
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 aus-
gelösten Pandemie 2020 aufgenommenen Tätigkeit
in oder für eine Gesundheitseinrichtung oder eine
sonstige soziale Einrichtung zur Unterstützung der
Bekämpfung der Pandemie und deren sozialen Fol-
gen oder in der Landwirtschaft erzielt, gilt die Maß-
gabe des Absatzes 1 Satz 5 entsprechend. lst die
Tätigkeit auf eine Dauer beschränK, die nicht bis
zum Ende des Bewilligungszeitraums reicht, wird
das daraus erzielte Einkommen durch die Zahl der
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Monate geteilt, in denen die Vergütung für diese Tä-
tigkeit erzielt wurde und nur auf diese Monate ange-
rechnet."

Artikel 6

Weitere Änderung des
Fünften Buches Sozialgesetzbuch

$ 87a Absatz 3b, $ 87b Absalz2aund $ 
'105 Absatz 3

des Fünften Buches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche
Krankenversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom
20. Dezember 1 988, BGBI. I S. 2477 , 2482), das zuletzt
durch Artikel 3 dieses Gesetzes geändert worden ist,
werden aufgehoben.

Artikel T

lnkrafüreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2
und 3 am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Artikel 5 tritt mit Wirkung vom 1. Män 202O in
Krall-

(3) Artikel 6 tritt am 1. Januar 2O21 in Kratl.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates
sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es
ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden.

Berlin, den 27. Mä,z2020

Der Bundespräsident
Steinmeier

Die Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel

Der Bundesminister f ür Gesundheit
Jens Spahn
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GeseÞ
für den erleichterten Zugang zu soz¡aler Sicherung und zum E¡nsatz

und zur Absicherung sozialer Dienstleister aufgrund des Goronavirus SARS-CoV-2
(Sozialschutz-Paket)

Vom 27. März2O2O

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des

Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch - Grundsiche-

rung für Arbeitsuchende - in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Mai 2011 (BGB¡. I S. 850, 2094), das
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 14. Dezember
2019 (BGBI. I S. 2789) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. ln der lnhaltsübersicht werden die Angaben zu den
$$ 67 bis 70 wie folgt gefasst:

,,$ 67 Vereinfachtes Verfahren für den Zugang zu
sozialer Sicherung aufgrund des Coronavirus
SARS-CoV-2; Verordnungsermächtigun g

$$ 68 bis 70 (weggefallen)".

2. S 67 wird wie folgt gefasst:

,,S 67

Vereinfachtes Verfahren f[ir
den Zugang zu sozialer Sicherung aufgrund des

Coronavirus SARS-CoV-2; Verordnungsermächtigung

(1) Leistungen für Bewilligungszeiträume, die in
der Zeil vom 1. März 2920 bis zum 30. Juni 2020
beginnen, werden nach Maßgabe derAbsätze 2 bis 4
erbracht.

(2) Abweichend von den $$ 9, 12 und 19 Absatz 3
wird Vermögen für die Dauer von sechs Monaten
nicht berücksichtigt. Satz 1 gilt nicht, wenn das Ver-
mögen erheblich ist; es wird vermutet, dass kein
erhebliches Vermögen vorhanden ist, wenn die An-
tragstellerin oder der Antragsteller dies im Antrag er-
klärt.

(3) S 22 Absatz 1 ist mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass die tatsächl¡chen Aufwendungen für Un-
terkunft und Heizung für die Dauer von sechs Mona-
ten als angemessen gelten. Nach Ablauf des Zeit-
raums nach Satz 1 ist S 22 Absatz 1 Satz 3 mit der
Maßgabe anzuwenden, dass der Zeitraum nach
Satz 1 nicht auf die in $ 22 Absatz 1 Satz 3 genannte
Frist anzurechnen ist. Satz 1 gilt nicht in den Fällen,
in denen im vorangegangenen Bewilligungszeitraum
die angemessenen und nicht die tatsächlichen Auf-
wendungen als Bedarf anerkannt wurden.

(4) Sofern über die Leistungen nach $ 41a Ab-
satz 'l Satz 1 vorläufig zu entscheiden ist, ist über
den Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts abweichend von $ 41 Absatz 3
Satz 1 und 2 fiir sechs Monate zu entscheiden. ln

den Fällen des Satzes 1 entscheiden die Träger der
Grundsicherung für Arbeitsuchende abweichend von
$ 41a Absatz 3 nur auf Antrag abschließend über
den monatlichen Leistungsanspruch.

(5) Frjr Leistungen nach diesem Buch, deren Be-
willigungszeitraum in der Zeit vom 31 . März 2020 bis
vor dem 31 . August 2020 endet, ist für deren Wei-
terbewilligung abweichend von $ 37 kein erneuter
Antrag erforderlich. Ðer zuletzt gestellte Antrag gilt
insoweit einmalig für einen weiteren Bewilligungs-
zeitraum fort. Die Leistungen werden unter Annahme
unveränderter Verhältnisse für zwölf Monate weiter-
bewilligt. Soweit bereits die vorausgegangene Be-
willigung nach $ 41a vorläufig erfolgte, ergeht ab-
weichend von Satz 3 auch die Weiterbewilligungs-
entscheidung nach $ 41a aus demselben Grund für
sechs Monate vorläufig. $ 60 des Ersten Buches so-
wie die SS 45, 48 und 50 des Zehnten Buches blei-
ben unberührt.

(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundes-
rates den in Absatz 1 genannten Zeitraum längstens
bis zum 31 . Dezember 2O2O zu verlängern."

Artikel2
Änderung des

Dritten Buches Sozialgesetzbuch

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsförde-
rung - {Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Mätz 1997,
BGBI. I S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 13. Mär22020 {BGBI. I S.493) und durch
Artikel 1a des Gesetzes vom 4. März 2020 (BGBI. I

S. 437) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. ln der lnhaltsübersicht wird nach der Angabe $ 421 b
die folgende Angabe eingefügt:

,,$ 421c Vorübergehende Sondenegelungen im Zu-
sammenhang mit Kuaarbeit".

2. Nach S 421b wird folgender $ 421c eingefügt:

,,$ 421c

Vorübergehende Sonderregelungen
im Zusammenhang mit Kuzarbeit

ln der Zeit vom 1. April 2020 bis 3'1. Oktober 2020
wird, abweichend von $ 106 Absatz 3, Entgelt aus
einer anderen, während des Bezugs von Kurzarbei-
tergeld aufgenommenen Beschäfiigung in system-
relevanten Branchen und Berufen dem lst-Entgelt
nicht hinzugerechnet, soweit das Entgelt aus der
neu aufgenommenen Beschättigung zusammen
mit dem Kuaarbeitergeld und dem verbliebenen
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lst-Entgelt aus der ursprünglichen Beschäftigung
die Höhe des Soll-Entgelts aus der Beschäftigung,
für die Kurzarbeitergeld gezahlt wird, nicht über-
steigt. Die während des Bezugs von Kurzarbeiter-
geld aufgenommenen Beschäftigungen nach Satz 1

sind versicherungsfrei zur Arbeitsförderung. "

Artikel3
Ãnderung des

Vierten Buches Sozialgesetzbuch
Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch - Gemeinsame

Vorschriften für die Sozialversicherung - in der Fassung
der Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBI. I

S.3710,3973; 2011 1S.363), das zuletzt durch Arti-
kel 7a des Gesetzes vom '!4. Dezember 2019 (BGBI. I

S. 2789) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. ln der lnhaltsübersicht wird die Angabe zu $ 115 wie
folgt gefasst:

,,$ 1 15 Geringfügige Beschäftigung und geringfügige
selbständige Tätigkeit".

2. Nach $ 64 Absatz 3 wird folgender Absatz 3a einge-
fügt:

,,(3a) Abweichend von Absatz 3 können die Selbst-
verwaltungsorgane und besonderen Ausschüsse
nach $ 36a aus wichtigen Gründen ohne Sitzung
schriftlich abstimmen."

3. S 115 wird wie folgt gefasst:

,,s 1'15

Geringfügige Beschäft igung
und geringfügige selbständige Tätigkeit

Vom 1. März 2O2Q bis einschließlich 31. Oktober
2O2A gift $ I AbsaÞ 1 Nummer 2 mit der Maßgabe,
dass die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjah-
res auf längstens fünf Monate oder 115 Arbeitstage
nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im
Voraus vertraglich begrenzt ist, es sei denn, dass die
Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird und ihr
Entgelt 450 Euro im Monat übersteigt."

Artikel4
Änderung des

Sechsten Buches Sozialgesetzbuch
Dem $ 302 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch -

Gesetzliche Rentenversicherung - in der Fassung der
Bekanntmachung vom '19. Februar 2002 (BGBI. I S. 754,
1404, 3384), das zuletzt durch Artikel 1c des Gesetzes
vom 4. Mä2202O (BGBI. I S. 437) geändert worden ist,
wird folgender Absatz 8 angefügt:

,,(8) S 34 findet in der Zeit vom 1. Januar 2020 bis
31. Dezember 2O2O mit den Maßgaben Anwendung,
dass

1. der Betrag von 6 300 Euro durch den Betrag von
44 590 Euro ersetzt wird und

2. der Hinzuverdienstdeckel keine Anwendung findet."

ArtikelS
Anderung des

Zwölften Buches Sozialgesetzbuch
Das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe -

(Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBI. I
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S. 3022, 3023), das zuletzl durch Artikel 11 des Geset-
zes vom 14. Dezember2019 {BGBI. I S.2789) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. lm lnhaltsverzeichnis wird nach der Angabe zu $ 140
folgende Angabe angefügt:

,,g 141 Übergangsregelung aus Anlass der COVID-
1 9-Pandemie; Verordnungsermächtigung".

2. Folgender $ 141 wird angefügt:

,,s 141

Übergangsregelung aus Anlass der
COVI D- 1 9-Pandemie; Verordnungsermächtigung

(1) Leistungen nach dem Dritten und Vierten Ka-
pitel werden für Bewilligungszeiträume, die in der
Zeit vom 1. März 2020 bis zum 30. Juni 2020 begin-
nen, nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 erbracht.

(2) Abweichend von $ 2 Absatz 1, S 19 Absatz 1, 2
und 5, $ 27 Absalzl und2, S 39, S 41 Absatz 1, S 43
Absatz 1, $ 43a Absatz 2 und S 90 wird Vermögen
für die Dauer von sechs Monaten nicht berücksich-
tigt. Satz 1 gilt nicht, wenn das Vermögen erheblich
ist; es wird vermutet, dass kein erhebliches Vermö-
gen vorhanden ist, wenn die leistungsnachsuchen-
den Personen dies im Antrag erklären.

(Q Abweichend von $ 35 und $ 42a Absatz 1 gel-
ten die tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft
und Heizung für die Ðauer von sechs Monaten als
angemessen. Nach Ablauf des Zeitraums nach
Satz 1 ist $ 35 Absatz 2 Satz 2 mit der Maßgabe
anzuwenden, dass der Zeitraum nach Satz 1 nicht
auf die in $ 35 Absatz 2 Satz 2 genannte Frist anzu-
rechnen ist. Satz 1 gilt nicht in den Fällen, ¡n denen
im vorangegangenen Bewilligungsze¡traum die an-
gemessenen und nicht die tatsächlichen Aufwen-
dungen als Bedarf anerkannt wurden.

(4) Sofern Geldleistungen der Grundsicherung im
Alter und bei Enserbsminderung nach $ 44a Absatz 1

vorläufig oder Geldleistungen der Hilfe zum Lebens-
unterhalt vorschussweise nach $ 42 des Ersten Bu-
ches zu bewilligen sind, ist über den monatlichen
Leistungsanspruch nur auf Antrag der leistungsbe-
rechtigten Person abschließend zu entscheiden;
$ 44a Absatz 5 Satz 1 findet keine Anwendung.

(5) Für Leistungen nach dem Vierten Kapitel, de-
ren Bewilligungszeitraum in der Zeit vom 31 . März
2020 bis vor dem 31 . August 2020 endet, gilt der
nach $ 44 Absatz 1 Satz 1 erforderliche Antrag ein-
malig als gestellt. Die Leistungen werden unter An-
nahme unveränderter Verhältnisse für zwölf Monate
weiterbewilligt. Soweit nach Absatz 4 bereits die
vorausgegangene Bewilligung nach $ 44a Absatz 1

vorläufig erfolgte, ergeht abweichend von Satz 2
auch die Weiterbewilligungsentscheidung nach $ 44a
Absatz 1 aus demselben Grund für längstens sechs
Monate vorläufig. $ 60 des Erslen Buches sowie die
SS 45, 48 und 50 des Zehnten Buches bleiben unbe-
rührt. Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Leis-
tungen nach dem Dritten Kapitel, wenn in dem in
Satz 'l genannten Zeitraum über eine weitere Bewil-
ligung zu entscheiden ist.

(6) Ðie Bundesregierung wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundes-
rates den in Absatz 1 genannten Zeitraum längstens
bis zum 31 . Dezember 2O2O zu verlängern."
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Artikel6
Änderung des

BundeskindergeldgeseÞes

$ 20 des Bundeskindergeldgesetzes in der Fassung
der Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBI. I

S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 34 des Geset-
zes vom 12. Dezember 2019 (BGBI. I S. 2451) geändert
worden ist, wird wie folgt geãndert:

1. ln Absatz 4 wird das Wort ,,erstmals" gestrichen und
werden nach der Angabe ,,30. Juni 2019" die Wörter
,,und vor dem 1. Juli 2021" eingefügt.

2. Nach Absatz 4 werden die folgenden Absätze 5 bis 7
eingefügt:

,,(5) Abweichend von $ 6a Absatz 7 Satz 1 wird in
Fällen, in denen der höchstmögliche Gesamtkinder-
zuschlag bezogen wird und der sechsmonatige Be-
willigungszeitraum in der Zeit vom 1. April 2020 bis
zum 30. September 2020 endet, der Bewilligungs-
zeitraum von Amts wegen einmalig um weitere
sechs Monate verlängert. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn der ursprüngliche Bewilligungszeitraum in An-
wendung des $ 20 Absatz 4 mehr als sechs Monate
umfasst.

(6) Abweichend von $ 6a Absatz 8 Satz 1 ist für
Anträge, die in der Zeit vom 1. April 2020 bis zum
30. September 2Q2O eingehen, bei der Ermittlung
des monatlich zu berücksichtigenden Einkommens
der Eltern nur das Einkommen aus dem letzten
Monat vor Beginn des Bewilligungszeitraums maß-
geblich. ln diesen Fällen wird abweichend von $ 6a
Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5 Satz 1 Vermögen
nach $ 12 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
nicht berücksichtigt. Satz 2 gilt nicht, wenn das
Vermögen erheblich ist; es wird vermutet, dass kein
erhebliches Vermögen vorhanden isl, wenn die An-
tragstellerin oder der Antragsteller dies im Antrag
erklärt.

(7) ln Fällen, in denen der Bewilligungszeitraum
vor dem 1. April 2020 begonnen hat, kann im April
oder Mai 2020 einmalig während des laufenden
Bewilligungszeitraums ein Antrag auf Überprüfung
gestellt werden. Bei der Überprüfung ist abweichend
von $ 6a Absatz 8 Satz 1 als monatlich zu berück-
sichtigendes Einkommen der Eltern nur das Einkom-
men aus dem Monat vor dem Überprüfungsantrag
zugrunde zu legen. lm Übrigen sind die bereits für
den laufenden Bewilligungszeitraum nach Absatz 8
ermittelten tatsächlichen und rechtlichen Verhält-
nisse zugrunde zu legen. Die Voraussetzung nach
$ 6a Absatz 1 Nummer 3, dass bei Bezug des Kin-
derzuschlags keine Hilfebedürftigkeit besteht, ist
nicht anzuwenden. Ergibt die Überpnifung einen hö-
heren Kinderzuschlag, wird für die restlichen Monate
des Bewilligungszeitraums Kindeauschlag in der
neuen Höhe bewilligt; anderenfalls ist der Antrag ab-
zulehnen. lst ein Bewilligungsbescheid für einen Be-
willigungszeitraum, der vor dem 1. April 2O20 be-
ginnt, noch nicht ergangen, gelten die Sätze 1 bis 5
entsprechend. ln den Fällen nach den Sätzen 'l bis 6
ist die Verlängerungsregelung nach Absatz 5 nicht
anzuwenden."

3. Die bisherigen Absätze 5 bis 10 werden die Absätze I
bis 13.
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ArtikelT

Änderung des
Bundesversorgungsgesetzes

Nach $ 88 des Bundesversorgungsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982
(BGBI. I S. 21), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 12. Dezember 2019 (BGBI. I S. 2652) geändert
worden ist, wird folgender $ 88a eingefügt:

,,$ 88a

(1) Ergänzende Hilfezum Lebensunterhalt nach $ 27a
für Bewilligungszeiträume, die in der Zeit vom 1. Mätz
2020 bis zum 30. Juni 2020 beginnen, wird nach Maß-
gabe der Absätze 2 bis 4 erbracht.

(2) Abweichend von den $$ 25c und 25f wird Vermö-
gen für die Dauer von sechs Monaten nicht benicksich-
tigt. Satz 1 gilt nicht, wenn das Vermögen erheblich ist;
es wird vermutet, dass kein erhebliches Vermögen vor-
handen ist, wenn die Antragstellerin oder der Antrag-
steller dies im Antrag erklärt.

(3) Abweichend von $ 27a dieses Gesetzes in Ver-
bindung mit $ 35 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch gelten die tatsächlichen Aufwendungen für Unter-
kunft und Heizung für die Dauer von sechs Monaten als
angemessen. Nach Ablauf des Zeitraums nach Satz 1

ist $ 27a dieses Gesetzes in Verbindung mit $ 35 Ab-
satz 2 Satz 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch
mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Teilraum
nach Satz 1 nicht auf die in $ 35 Absatz 2 Satz 2 des
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch genannte Frist an-
zurechnen ist. Satz 1 gilt nicht in den Fällen, in denen
im vorangegangenen Bewilligungszeitraum die ange-
messenen und nicht die tatsächlichen Aufwendungen
als Bedarf anerkannt wurden.

(4) Sofem Geldleistungen der ergänzenden Hilfe
zum Lebensunterhalt vorschussweise nach $ 42 des
Ersten Buches Sozialgesetzbuch zu bewilligen sind,
ist tlber den monatlichen Leistungsanspruch nur auf
Antrag der leistungsberechtigten Person abschließend
zu entscheiden.

(5) Für Leistungen nach $ 27a, deren Bewilligungs-
zeitraum in der Zeit vom 31 . März 2O2O bis vor dem
31 . August 2020 endet, ist für deren Weiterbewilligung
abweichend von $ 60 Absatz 'l dieses Gesetzes in Ver-
bindung mit $ 54 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung zur
Kriegsopferfürsorge kein erneuter Antrag erforderlich.
Der zuletzt gestellte Antrag gilt insoweit einmalig für
einen weiteren Bewilligungszeitraum fort. Die Leistun-
gen werden unter Annahme unveränderter Verhältnisse
für zwölf Monate weiterbewilligt. Änderungen in den
tatsächlichen Verhältnissen, die bis zum Erlass des
Bewilligungsbescheides dem ausführenden Träger be-
kannt werden, sind zu berücksichtigen. $ 60 des Ersten
Buches Sozialgesetzbuch sowie die $$ 45, 48 und 50
des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch bleiben unbe-
rührt.

(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates
den in Absatz 1 genannten Zeitraum längstens bis zum
31 . Ðezember 2020 zu verlängern."
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ArtikelS
Änderung des

Arbeitszeitgesetzes
Dem $ 14 des Arbeitszeitgesetzes vom 6. Juni 1994

(BGBI. lS. 1170, 1171), das zulelzt durch Artikel 12a
des Gesetzes vom '1 1. November 2016 (BGBI. I S. 2500)
geändêrt worden ist, wird folgender Absatz 4 angefügt:

,,(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales
kann durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Gesundheit ohne Zustim-
mung des Bundesrates in außergewöhnlichen Notfällen
mit bundesweiten Auswirkungen, insbesondere in epi-
demischen Lagen von nationaler Tragweite nach $ 5
Absatz 1 des lnfektionsschutzgesetzes, für Tätigkeiten
der Arbeitnehmer für einen befristeten Zeitraum Aus-
nahmen zulassen, die über die in diesem Gesetz und
in den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnungen sowie in Tarifverträgen vorgesehenen
Ausnahmen hinausgehen. Diese Tätigkeiten müssen zur
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung, des Gesundheitswesens und der pflegerischen
Versorgung, der Daseinsvorsorge oder zur Versorgung
der Bevölkerung mit existenziellen Gütern notwendig
sein. ln der Rechtsverordnung sind die notwendigen
Bedingungen zum Schutz der in Satz 1 genannten Ar-
beitnehmer zu bestimmen."

Artikel9
Änderung des Gesetzes

über die Alterssicherung der Landwirte
Dem $ 106 des Gesetzes über die Alterssicherung

der Landwirte vom 29. Juli 1994 (BGBI. I S. 1890, 1891),
das zuletzt durch Artikel 54 des Gesetzes vom 12. Ðe-
zember 2019 (BGBI. I S. 2652) geändert worden ist,
wird folgender Absatz 9 angefügt:

,,(9) S 27b findet in der Zeit vom 1. Januar 2020 bis
zum 31. Dezember 2020 keine Anwendung."

Artikel l0
Gesetz

über den Einsatz der
Einrichtungen und sozialen Dienste zur

Bekämpfung der Coronavirus SARS-CoV-2 Krise
in Verbindung mit e¡nem Sicherstellungsauftrag

(Sozialdienstleister-Einsatzgesetz - SodEG)

s1
Einsatz

sozialer Dienstleister zur Krisenbewältigung

Die Gewährung von Zuschüssen nach diesem Gesetz
ist davon abhängig, dass der soziale Dienstleister mit
der Antragstellung erklärt, alle ihm nach den Umstän-
den zumutbaren und rechtlich zulässigen Möglichkei-
ten auszuschöpfen, um Arbeitskräfte, Räumlichkeiten
und Sachmittel in Bereichen zur Verfügung zu stellen,
die für die Bewältigung von Auswirkungen der Corona-
virus SARS-CoV-2 Krise geeignet sind. ln der Erklärung
nach Satz t hat der soziale Dienstleister Art und Um-
fang dieser zumütbaren und rechtlich zulässigen Unter-
stützungsmöglichkeiten anzuzeigen und seine tatsäch-
liche Einsatzfähigkeit glaubhaft zu machen.

s2
Sicherstellungsauftrag der Leistungsträger

Die Leistungsträger nach $ '12 des Ersten Buches
Sozialgesetzbuch, mit Ausnahme der Leistungsträger
nach dem Fünften und Elften Buch Sozialgesetzbuch,
und das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(Leistungsträger) gewährleisten den Bestand der Ein-
richtungen, sozialen Dienste, Leistungserbringer und
Maßnahmenträger, die als soziale Dienstleister im Auf-
gabenbereich des Sozialgesetzbuchs oder des Aufent-
haltsgesetzes soziale Leistungen erbringen. Soziale
Dienstleister in diesem Sinne sind alle natürlichen und
juristischen Personen und Personengesellschaften, die
zum Zeitpunkt des lnkrafttretens von Maßnahmen zur
Bekåmpfung übertragbarer Krankheiten nach dem
Fünften Abschnitt des lnfektionsschutzgesetzes in ei-
nem Rechtsverhältnis zu einem Leistungsträger nach
Satz 1 zur Erfüllung von Aufgaben nach dem Sozialge-
setzbuch oder dem Aufenthaltsgesetz stehen. Maßnah-
men nach Satz 2 sind hoheitliche Entscheidungen, die
im örtlichen Tätigkeitsbereich von sozialen Dienstleis-
tern unmittelbar oder mittelbar den Betrieb, die Aus-
übung, die Nutzung oder die Eneichbarkeit von Ange-
boten der sozialen Dienstleister beeinträchtigen.

s3
Umsetzung des Sicherstellungsauftrages

Die Leistungsträger erfüllen den besonderen Sicher-
stellungsauftrag nach $ 2 durch Auszahlung von mo-
natlichen Zuschüssen an die einzelnen sozialen Dienst-
leister ab dem maßgeblichen Zeitpunkt nach $ 2 Satz 2.
Für die Berechnung der Zuschusshöhe wird ein Zwölf-
tel der im zurückliegenden Jahreszeitraum geleisteten
Zahlungen in den in $ 2 genannten Rechtsverhältnissen
ermittelt (Monatsdurchschnitt). War der Zeitraum eines
Rechtsverhältnisses zu dem nach $ 2 maßgeblichen
Zeitpunkt kürzer als zwölf Monate, richtet sich die Höhe
des Monatsdurchschnitts nach dem Durchschnittsbe-
trag dieses Zeitraums. Sind berechnungserhebliche
Zeiträume küaer als ein Monat, sind entsprechende
Anteile zu bilden. Der monatliche Zuschuss beträgt
höchstens 75 Prozent des Monatsdurchschnitts. Die
Zuschüsse werden auf Antrag durch Venraltungsakt
oder auf Grundlage eines öffentlich-rechtlichen Vertra-
ges gewährt.

s4
Erstattungsanspruch

Die Leistungsträger haben einen nachträglichen Er-
stattungsanspruch gegenüber sozialen Dienstleistern,
soweit den sozialen Dienstleistern im Zeitraum der Zu-
schussgewährung vorrangige Mittel aus

1. Rechtsverhältnissen nach $ 2 Salz 2, die vorbehalt-
lich der hoheitlichen Entscheidungen im Sinne von
$ 2 Satz 3 weiterhin möglich sind,

2. Entschädigungen nach dem lnfektionsschutzgesetz,

3. Leistungen für den Verbleib in Beschäftigung nach
dem Sechsten Abschnitt des Dritten Kapitels des
Dritten Buches Sozialgesetzbuch und

4. Zuschüssen des Bundes und der Länder an soziale
Ðienstleister auf Grundlage gesetzlicher Regelungen

tatsächlich zugeflossen sind (bereite Mittel). Ansprüche
und Forderungen, die nicht zu tatsächlichen monat-
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lichen Geldzuflüssen führen, sind keine bereiten Mittel.
Der Erstattungsanspruch entsteht erst dann, wenn die
Leistungsträger vollständige Kenntnis von den Tatsa-
chen nach Satz 1 erlangen und frühestens drei Monate
nach der letzten Zuschusszahlung; er überschreitet
nicht die Höhe der insgesamt geleisteten Zuschüsse.

s5
Zuständigkeit und Geltungsdauer

Die Länder bestimmen die zuständigen Behörden für
die Aufgabenwahmehmung nach diesem Gesetz, so-
weit sich auch die Zuständigkeit der Leistungsträger
für die Aufgabenausführung im Sozialgesetzbuch nach
Landesrecht richtet; dabei können die Länder auch eine
gegenüber $ 3 Satz 5 nach oben abweichende Höchst-
grenze für die Zuschusshöhe bestimmen. Die übrigen
Leistungsträger können im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Arbeit und Soziales, im Bereich
des Aufenthaltsgesetzes zusätzlich im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium des lnnern, für Bau und
Heimat, eine von $ 3 Satz 5 nach oben abweichende
Höchstgrenze für die Zuschusshöhe bestimmen. Der
besondere Sicherstellungsauftrag endet zum 30. Sep-
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tember 2Q2O. Ðie Bundesregierung wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun-
desrates den besonderen Sicherstellungsauftrag bis
zu einem Zeitpunkt über den 30. September 2O20 hv
naus, längstens jedoch bis zum 31. Dezember 2O20 zu
verlängern.

Artikel 11

Inkrafü reten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2
am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Artikel 4 und Artikel 9 treten mit Wirkung vom
1. Januar 202Q in Kraft. $ 302 Absatz I des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch, $ 14 Absatz 4 des Arbeits-
zeitgesetzes und $ 106 Absatz 9 des Gesetzes über die
Alterssicherung der Landwirte treten am 1. Januar 2021
außer Kraft.

(3) S 64 Absatz 3a des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch tritt am '1. Oktober 2020 außer Kraft. $ 115 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch tritt am 1. Novem-
ber 2O2O außer Kraft.
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Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es
ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden.

Berlin, den 27. Mäz2O2O

Der Bundespräsident
Steinmeier

Die Bundeskanzlerin
Dr.Angela Merkel

Der Bundesminister
für Arbeit und Soziales

Hubertus Heil
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates
das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Artikel 2
Artikel 3
Artikel 4
Artikel 5
Artikel 6
Artikel 7

lnhaltsäbers¡cht
Anderung des lnfeKionsschuÞgesetzes
Weitere Anderung des lnfektíonsschutzgesetzes

Weitere Änderung des lnfektionsschutzgesetzes
Änderung des lGV-ÐurchführungsgeseÞes
Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch

Änderung des Baugesetzbuches

lnkrafttreten

Artikel I
Änderung des

lnfelitionsschutzgesetzes

Das lnfektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBI. I

S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
10. Februar 2020 (BGBI. I S. 148) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. Die lnhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zum zweiten Abschnitt wird wie folgt
gefasst:

,,2. Abschnitt

Koordinierung und
epidemische Lage von nationaler Tragweite".

b) Die Angabe zu $ 5 wird wie folgt gefasst:

,,S 5 Epidemische Lage von nationaler Trag-
weite".

c) Nach der Angabe zu $ 5 wird folgende Angabe
zu $ 5a eingefügt:

,,S 5a Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten bei
Vorliegen einer epidemischen Lage von
nationaler Tragweite, Verordnungsermäch-
tigung".

2. Die Überschrift des zweiten Abschnitts wird wie
folgt gefasst:

,,2. Abschnitt

Koordinierung und
epidemische Lage von nationaler Tragweite".

3. $ 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

,,{1) Das Robert Koch-lnstitut ist die nationale
Behörde zur Vorbeugung übertragbarer Krank-
heiten sowie zur fnlhzeitigen Erkennung und
Verhinderung der Weiterverbreitung von lnfektio-
nen. Dies schließt die Entwicklung und Durch-
führung epidemiologischer und laborgestützter
Analysen sowie Forschung zu Ursache, Diag-
nostik und Prävention übertragbarer Krankheiten
ein. Es arbeitet mit den jeweils zuständigen Bun-
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desbehörden, den zuständigen Landesbehör-
den, den nationalen Referenzzentren, we¡teren
wissenschaftlichen Einrichtungen und Fach-
gesellschaften zusammen. Auf dem Gebiet der
Zoonosen und mikrobiell bedingten Lebens-
mittelvergiftungen sind das Bundesamt für Ver-
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit, das
Bundesinstitut für Risikobewertung und das
Friedrich-Loeffler-lnstitut zu beteiligen. Auf Ersu-
chen der zuständigen obersten Landesgesund-
heitsbehörde kann das Robert Koch-lnstitut den
zuständigen Stellen bei Maßnahmen zur Über-
wachung, Verhütung und Bekämpfung von be-
drohlichen übertragbaren Krankheiten, auf Ersu-
chen mehrerer zuständiger oberster Landes-
gesundheitsbehörden auch ländenibergreifend,
Amtshilfe leisten. Soweit es zur Erfüllung dieser
Amtshilfe erforderlich ist, darf es personenbezo-
gene Daten verarbeiten."

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a einge-
fügt:

,,(1a) Das Bundesministerium für Gesundheit
legt dem Deutschen Bundestag nach Betei-
ligung des Bundesrates bis spätestens zum
31. Mãrz 2O21 einen Bericht zu den Erkenntnis-
sen aus der durch das neuartige Coronavirus
SARS-CoV-2 verursachten Epidemie vor. Der
Bericht beinhaltet Vorschläge zur gesetzlichen,
infrastrukturellen und personellen Stärkung des
Robert Koch-lnstituts sowie gegebenenfalls zu-
sätzlicher Behörden zur Erreichung des Zwecks
dieses Gesetzes."

4. $ 5 wird wie folgt gefasst:

,,s s

Epidemische Lage
von nationaler Tragweite

(1) Der Deutsche Bundestag stellt eine epide-
mische Lage von nationaler Tragweite fest. Der
Deutsche Bundestag hebt die Feststellung der epi-
demischen Lage von nationaler Tragweite wieder
auf, wenn die Voraussetzungen für ihre Feststellung
nicht mehr vorliegen. Die Aufhebung ist im Bundes-
gesetzblatt bekannt zu machen.

(2) Das Bundesministerium für Gesundheit wird
im Rahmen der epidemischen Lage von nationaler
Tragweite unbeschadet der Befugnisse der Länder
ermächtigt,

1. durch Anordnung Personen, die in die Bundes-
republik Deutschland einreisen wollen oder
eingereist sind und die wahrscheinlich einem
erhöhten lnfelctionsrisiko für bestimmte bedroh-
liche übertragbare Krankheiten ausgesetzt waren,
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insbesondere weil sie aus Gebieten einreisen,
die das Robert Koch-lnstitut als gefährdet ein-
gestuft hat, ausschließlich zur Feststellung und
Verhinderung einer E¡nschleppung einer bedroh-
lichen übertragbaren Krankheit zu verpflichten,

a) ihre ldentität, Reiseroute und Kontaktdaten
gegenüber der zuständigen Behörde bekannt
zu geben,

b) eine lmpf- oder Prophylaxebescheinigung
hinsichtlich der bedrohlichen übertragbaren
Krankheit vorzulegen,

c) gegenüber der zuständigen Behörde Aus-
kunft über ihren Gesundheitszustand zu ge-
ben,

d) ein åztliches Zeugnis darüber vorzulegen,
dass bei ihnen keine AnhaltspunKe für das
Vorliegen der bedrohlichen übertragbaren
Krankheit vorhanden sind,

e) sich ärztlich untersuchen zu lassen;

2. durch Anordnung Unternehmen, die im Eisen-
bahn-, Bus-, Schiffs- oder Flugverkehr grenz-
überschreitend Reisende befördern, Betreiber
von Flugplätzen, Häfen, Personenbahnhöfen
und Omnibusbahnhöfen sowie Reiseveranstalter
Ím Rahmen ihrer betrieblichen und technischen
Möglichkeiten ausschließlich zur Feststellung
und Verhinderung einer Einschleppung einer be-
drohlichen übertragbaren Krankheit zu verpflich-
ten, bei der Durchführung der Anordnungen
nach Nummer 1 mitzuwirken, und

a) Beförderungen aus bestimmten Staaten in die
Bundesrepublik Deutschland zu unterlassen,
soweit eine Rückreise deutscher Staatsange-
höriger weiterhin möglich ist,

b) Reisende über die Gefahren übertragbarer
Krankheiten und die Möglichkeiten zu deren
Verhütung und Bekämpfung barrierefrei zu
informieren und in diesem Rahmen auf die
Reise- und Sicherheitshinweise des Auswår-
tigen Amtes hinzuweisen,

c) die zur ldentifizierung einer Person oder zur
Früherkennung von Kranken, Krankheitsver-
dächtigen, Ansteckungsverdächtigen und
Ausscheidern notwendigen Angaben zu ver-
arbeiten,

d) die Beförderung von Kranken, Krankheitsver-
dächtigen, Ansteckungsverdächtigen und
Ausscheidern der zuständigen Behörde zu
melden und die Daten nach Buchstabe c zu
übermitteln,

e) Passagierlisten und Sitzpläne der zuständigen
Behörde zu übermitteln,

f) ärztliche Untersuchungen von Reisenden zu
ermöglichen,

g) den Transport von Kranken, Krankheitsver-
dächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder
Ausscheidern, in ein Krankenhaus oder in
eine andere geeignete Einrichtung zu ermög-
lichen;

3. durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates Ausnahmen von den Vorschriften
dieses Gesetzes sowie der auf seiner Grundlage

erlassenen Rechtsverordnungen in Bezug auf
die Verhütung und Bekämpfung übertragbarer
Krankheiten, den lnfektionsschutz bei bestimm-
ten Einrichtungen, Unternehmen und Personen
und gesundheitliche Anforderungen an das Per-
sonal beim Umgang mit Lebensmitteln zuzulas-
sen, um die Abläufe im Gesundheitswesen und
die Versorgung der Bevölkerung aufrecht zu er-
halten;

4. durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates Maßnahmen zur Sicherstellung der
Versorgung mit Azneimitteln einschließlich Be-
täubungsmitteln, der Wirk-, Ausgangs- und Hilfs-
stoffe dafür, mit MedizinproduKen, Labordiag-
nostik, Hilfsmitteln, sowie mit Gegenständen der
persönlichen Schutzausnjstung und ProduKen
zur Desinfek¡tion zu treffen und insbesondere

a) Ausnahmen von den Vorschriften des Arznei-
mittelgesetzes, des Betäubungsmittelgeset-
zes, des Apothekengesetzes, des Fünften
Buches Sozialgesetzbuch, des Transfusions-
gesetzes sowie der auf ihrer Grundlage erlas-
senen Rechtsverordnungen, der medizinpro-
dukterechtlichen Vorschriften und der die
persönliche Schutzausrüstung betreffenden
Vorschriften zum Arbeitsschutz, die die Her-
stellung, Kennzeichnung, Zulassung, klinische
Prüfung, Anwendung, Verschreibung und Ab-
gabe, Ein- und Ausfuhr, das Verbringen und
die Haftung, sowie den Betrieb von Apotheken
einschließlich Leitung und Personaleinsatz
regeln, zuzulassen,

b) die zuständigen Behörden zu ermächtigen, im
Einzelfall Ausnahmen von den in Buchstabe a
genannten Vorschriften zu gestatten, insbe-
sondere Ausnahmen von den Vorschriften
zur Herstellung, Kennzeichnung, Anwendung,
Verschreibung und Abgabe, zur Ein- und Aus-
fuhr und zum Verbringen sowie zum Betrieb
von Apotheken einschließlich Leitung und
Personaleinsatz zuzulassen,

c) Maßnahmen zum Bezug, zur Beschaffung,
Bevonatung, Verteilung und Abgabe solcher
Produkte durch den Bund zu treffen sowie
Regelungen zu Melde- und Anzeigepflichten
vozusehen,

d) Regelungen zur Sicherstellung und Venven-
dung der genannten ProduKe sowie bei ent-
eignender Wirkung Regelungen über eine an-
gemessene Entschädigung hierfür vorzusehen,

e) ein Verbot, diese Produkte zu verkaufen, sich
anderweitig zur überlassung zu verpflichten
oder.. bereits eingegangene Verpflichtungen
zur Uberlassung zu erfüllen sowie Regelun-
gen über eine angemessene Entschädigung
hierfür vorzusehen,

f) Regelungen zur Abgabe, Preisbildung, Erstat-
tung sowie Vergütung vorzusehen,

g) Maßnahmen zur Aufrechterhaltung, Umstel-
lung, Eröffnung oder Schließung von Produk-
tionsstätten oder einzelnen Betriebsstätten
von Unternehmen, die solche Produkte pro-
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duzieren sowie Regelungen über eine ange-
messene Entschädigung hierfür vorzusehen;

5. nach $ '13 Absatz 1 des Patentgesetzes anzu-
ordnen, dass eine Erfindung in Bezug auf eines
der in Nummer 4 vor der Aufzählung genannten
Produkte im lnteresse der öffentlichen Wohlfahrt
oder im lnteresse der Sicherheit des Bundes
benutzt werden soll; das Bundesministerium für
Gesundheit kann eine nachgeordnete Behörde
beauftragen, diese Anordnung zu treffen;

6. die notwendigen Anordnungen zur Durchführung
der Maßnahmen nach Nummer 4 Buchstabe a
und c bis g zu treffen; das Bundesministerium
für Gesundheit kann eine nachgeordnete Be-
hörde beaufiragen, diese Anordnung zu treffen;

7. durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates Maßnahmen zur Aufrechterhaltung
der Gesundheitsversorgung in ambulanten Pra-
xen, Apotheken, Krankenhäusern, Laboren, Vor-
sorge- und Rehabilitationseinrichtungen und in
sonstigen Gesundheitseinrichtungen in Abwei-
chung von bestehenden gesetzlichen Vorgaben
voausehen und insbesondere

a)untergesetzliche Richtlinien, Regelungen,
Vereinbarungen und Beschlüsse der Selbst-
verwaltungspartner nach dem Fünften Buch
Sozialgesetzbuch und nach Gesetzen, auf
die im Fünften Buch Sozialgesetzbuch Bezug
genommen wird, anzupassen, zu ergänzen
oder auszusetzen,

b) abweichend von der Approbationsordnung
für Arzte die ZeitpunKe und die Anforderun-
gen an die Durchführung der einzelnen Ab-
schnitte der Aatlichen Pnifung festzulegen
und zu regeln, dass Medizinstudierenden in-
folge einer notwendigen Mitwirkung an der
Gesundheitsversorgung keine Nachteile für
den Studienfortschritt entstehen;

8. durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates Maßnahmen zur Aufrechterhaltung
der pflegerischen Versorgung in ambulanten und
stationären Pflegeeinrichtungen in Abweichung
von bestehenden gesetzlichen Vorgaben voau-
sehen und insbesondere

a) bundesgesetzliche oder vertragliche Anforde-
rungen an Pflegeeinrichtungen auszusetzen
oder zu ändern,

b)untergesetzliche Richtlinien, Regelungen,
Vereinbarungen und Beschlüsse der Selbst-
verwaltungspartner nach dem Elften Buch
Sozialgesetzbuch und nach Gesetzen, auf
die im Elften Buch Sozialgesetzbuch Bezug
genommen wird, anzupassen, zu ergänzen
oder auszusetzen,

c) Aufgaben, die über die Durchführung von kör-
perbezogenen Pflegemaßnahmen, pflegeri-
schen Betreuungsmaßnahmen und Hilfen bei
der Haushaltsführung bei Pflegebedürftigen
hinaus regelmäßig von Pflegeeinrichtungen,
Pflegekassen und Medizinischen Diensten
zu erbringen sind, auszusetzen oder einzu-
schränken.
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(3) Anordnungen nach Absatz 2 Nummer 1 und 2
werden im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium des lnnern, für Bau und Heimat und dem Bun-
desministerium für Verkehr und digitale lnfrastruk-
tur getroffen. Rechtsverordnungen nach Absatz 2,
insbesondere nach Nummer 3,4,7 und 8, bedürfen
des Einvernehmens mit dem Bundesministerium für
Arbeit und Soziales, soweit sie sich auf das Arbeits-
recht oder den Arbeitsschutz beziehen. Bei Gefahr
im Verzug kann auf das Einvernehmen nach den
Sätzen 1 und 2 veaichtet werden.

(4) Eine auf Grund des Absatzes 2 oder $ 5a
Absatz 2 erlassene Rechtsverordnung trltt mit Auf-
hebung der Feststellung der epidemischen Lage
von nationaler Tragweite außer Kraft, ansonsten
spätestens mit Ablauf des 31 . Mäz 2021 . Abwei-
chend von Satz 1 bleibt eine Übergangsregelung in
der Verordnung nach Absatz 2 Nummer 7 Buch-
stabe b bis zum Abschluss der Phase des Medizin-
studiums in Kraft, für die sie gilt. Nach Absatz 2
getroffene Anordnungen gelten mit Aufhebung der
Feststellung der epidemischen Lage von nationaler
Tragweite als aufgehoben, ansonsten mit Ablauf
des 31 . März 2O21. Eine Anfechtungsklage gegen
Anordnungen nach Absatz 2 hat keine aufschie-
bende Wirkung.

(5) Das Grundrecht der körperlichen Unversehrt-
heit (Artikel 2 Absatz 2 Salz 1 des Grundgesetzes)
wird im Rahmen des Absatzes 2 insoweit einge-
schränkt.

(6) Aufgrund einer epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite kann das Bundesministerium für
Gesundheit unter Heranziehung der Empfehlungen
des Robert Koch-lnstituts Empfehlungen abgeben,
um ein koordiniertes Vorgehen innerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland zu ermöglichen.

(7) Das Robert Koch-lnstitut koordiniert im Rah-
men seiner gesetzlichen Aufgaben im Fall einer
epidemischen Lage von nationaler Tragweite die
Zusammenarbeit zwischen den Ländern und zwi-
schen den Ländern und dem Bund sowie weiteren
beteiligten Behörden und Stellen und tauscht lnfor-
mationen aus. Die Bundesregierung kann durch all-
gemeine Verwaltungsvorschrift mit Zustimmung
des Bundesrates Näheres bestimmen."

5. Nach $ 5 wird folgender $ 5a eingefügt:

,,s 5a

Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten
bei Vorliegen einer epidemischen Lage von

nationaler Tragweite, Verordnun gsermächtigung

(1) lm Rahmen einer epidemischen Lage von na-
tionaler Tragweite wird die Austibung heilkundlicher
Tätigkeiten folgenden Personen gestattet:

1. Altenpflegerinnen und Altenpflegern,

2. Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern,

3. Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und Ge-
sundheits- und Krankenpflegern,

4. Notfallsanitåterinnen und Notfallsanitätern und

5. Pflegefachfrauen und Pflegefachmännern.
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Die Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten ist wäh-
rend der epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite gestattet, wenn

die Person auf der Grundlage der in der jeweili-
gen Ausbildung erworbenen Kompetenzen und
ihrer persönlichen Fähigkeiten in der Lage ist,
die jeweils erforderliche Maßnahme eigenverant-
wortlich durchzuführen und

2. der Gesundheitszustand der Patientin oder des
Patienten nach seiner Art und Schwere eine
äatliche Behandlung im Ausnahmefall einer epi-
demischen Lage von nationaler Tragweite nicht
zwingend erfordert, die jeweils erforderliche
Maßnahme aber eine äztliche Beteiligung vor-
aussetzen wÜrde, weil sie der Heilkunde zuzu-
rechnen ist.

Die durchgeführte Maßnahme ist in angemessener
Weise zu dokumentieren. Sie soll unveaüglich der
verantwortlichen Äatin oder dem verantwortlichen
Arzt oder einer sonstigen die Patientin oder den Pa-
tienten behandelnden Aatin oder einem behan-
delnden Arzt mitgeteilt werden.

(2) Das Bundesministerium für Gesundheit wird
ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates weiteren Personen mit Er-
laubnis zum Führen der Berufsbezeichnung eines
reglementierten Gesundheitsfachberufs während
einer epidemischen Lage von nat¡onaler Tragweite
die Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten nach Ab-
satz 1 Satz 2 zu gestatten."

6. S 28 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

,,(1) Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, An-
steckungsverdächtige oder Ausscheider festge-
stellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank,
krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, so trifft
die zuståndige Behörde die notwendigen Schutz-
maßnahmen, insbesondere die in den $$ 29 bis 31
genannten, soweit und solange es zur Verhinde-
rung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten er-
forderlich ist; sie kann insbesondere Personen ver-
pflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht
oder nur unter bestimmten Bedingungen zu verlas-
sen oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche
Orte nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen
zu betreten. Unter den Voraussetzungen von Satz 1

kann die zuständige Behörde Veranstaltungen oder
sonstige Ansammlungen von Menschen beschrän-
ken oder verbieten und Badeanstalten oder in $ 33
genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile
davon schließen. Eine Heilbehandlung darf nicht
angeordnet werden. Die Grundrechte der Freiheit
der Person (Artikel 2 Absatz 2 SaÞ 2 des Grund-
gesetzes), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 des
Grundgesetzes), der Freizügigkeit (Artikel 1't Ab-
satz 'l des Grundgesetzes) und der Unverletzlich-
keit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grund-
gesetzes) werden insoweit eingeschränkt."

7. S 56 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a einge-
fügt:

,,(1a) Werden Einrichtungen zur Betreuung
von Kindern oder Schulen von der zuståndigen
Behörde zur Verhinderung der Verbreitung von
lnfekionen oder übertragbaren Krankheiten auf
Grund dieses Gesetzes vorübergehend ge-
schlossen oder deren Betreten untersagt und
müssen erwerbstätige Sorgeberechtigte von
Kindern, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht
vollendet haben oder behindert und auf Hilfe an-
gewiesen sind, in diesem Zeitraum die Kinder
selbst betreuen, weil sie keine anderweitige zu-
mutbare Betreuungsmöglichkeit sicherstellen
können, und erleiden sie dadurch einen Ver-
dienstausfall, erhalten sie eine Entschädigung
in Geld. Anspruchsberechtigte haben gegenuber
der zuständigen Behörde, auf Verlangen des Ar-
beitgebers auch diesem gegenüber, darzulegen,
dass sie in diesem Zeitraum keine zumutbare
Betreuungsmöglichkeit für das Kind sicherstel-
len können. Ein Anspruch besteht nichÌ, soweit
eine Schließung ohnehin wegen der Schulferien
erfolgen würde. lm Fall, dass das Kind in
Vollzeitpflege nach $ 33 des Achten Buches
Sozialgesetzbuch in den Haushalt aufgenommen
wurde, steht der Anspruch auf Entschädigung an-
stelle der Sorgeberechtigten den Pflegeeltern zu."

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

,,lm Fall des Absatzes 1a wird die Entschädigung
abweichend von den Sätzen 2 und 3 in Höhe von
67 Prozent des dem erwerbstätigen Sorge-
berechtigten entstandenen Verdienstausfalls für
längstens sechs Wochen gewährt; für einen
vollen Monat wird höchstens ein Betrag von
2 016 Euro gewährt."

8. Dem $ 57 wird folgender Absatz 6 angefügt:

,,(6) Wird eine Entschädigung nach $ 56 Ab-
satz 1a gewährt, gelten die Absätze 1, 2 und 5
entsprechend mil der Maßgabe, dass sich die Be-
messungsgrundlage für die Beiträge nach Absatz 'l

Satz 2 Nummer 2 bestimmt."

9. ln $ 58 Satz 1 wird die Angabe ,,S 56 Abs. 1" durch
die Angabe ,,$ 56 Absatz 1 und 1a" ersetzt.

10. ln $ 66 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort
,,erlassen" die Wörter ,,oder die Schließung bezie-
hungsweise das Betretungsverbot veranlasst" ein-
gefügt.

11. S 73 Absatz 1a wird wie folgt geåndert

a) Folgende Nummer 1 wird vorangestellt:

,,1 . einer vollziehbaren Anordnung nach $ 5 Ab-
satz 2 Nummer 1 oder 2 zuwiderhandelt,".

b) Die bisherige Nummer 1 wird Nummer 2.

c) ln Nummer 24 werden nach den Wörtern ,,einer
Rechtsverordnung nach" die Wörter ,,S 5 Ab-
salz 2 Nummer 4 Buchstabe c, d, e, g oder
Nummer I Buchstabe c," und nach der Angabe
,,$ 23 Absatz 8 Satz 1 oder Satz 2" ein Komma
und die Angabe ,,S 32 Satz 1" eingefügt.
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Artikel2
Weitere Ãnderung

des I nfektionsschutzgesetzes

Ðas lnfektionsschutzgesetz, das zuletzt durch Arti-
kel 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. S 56 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1a wird aufgehoben.

b) Absatz 2 Salz 4 wird aufgehoben.

2. S 57 Absatz 6 wird aufgehoben.

3. ln $ 58 Satz 1 wird die Angabe ,,S 56 Absatz 1

und 1a" durch die Angabe ,,S 56 Absatz 1" ersetzt.

4. ln $ 66 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter ,,oder die
Schließung beziehungsweise das Betretungsverbot
veranlasst" gestrichen.

Artikel3
Weitere Änderung

des lnfektionsschutzgeseÞes

Das lnfektionsschutzgesetz, das zuletzt durch Arti-
kel 2 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. ln der lnhaltsübersicht wird die Angabe zu $ 5a ge-
strichen.

2. $ 5 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1 bis 5 werden aufgehoben.

b) Die bisherigen Absätze 6 und 7 werden die
Absätze 1 und 2.

3. $ 5a wird aufgehoben.

Artikel4
Anderung des

IGV- Durchf ührungsgesetzes

Nach $ 12 Absatz 5 des |GV-Durchführungsgesetzes
vom 21 . Mäz 2013 (BGBI. I S. 566), das zuletzt durch
Artikel 31 des Gesetzes vom 20. November 2019
(BGBI. I S. 1626) geändert worden ist, wird folgender
Absatz 5a eingefügt:

,,(5a) Sofern ein Luftfahrtuntemehmen auf ein Aus-
kunftsverlangen nach Absatz 5 die verlangten Daten
nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig übermit-
telt, kann das zuständige Gesundheitsamt die Flug-
gastdatenzentralstelle nach $ 1 Absatz 1 des Flug-
gastdatengesetzes oder die in $ 1 Absatz 3 des
Fluggastdatengesetzes genannte Stelle ersuchen, ihm
zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderliche Daten zur
Erreichbarkeit von verdächtigen oder betroffenen Rei-
senden und zu ihren möglichen Kontaktperconen zu
übermilteln. Enthält das Fluggastdaten-lnformations-
system entsprechende Daten, übermittelt die ersuchte
Stelle diese unveaüglich dem ersuchenden Gesund-
heitsamt; nach $ 5 des Fluggastdatengesetzes deper-
sonalisierte Daten sind von der Ubermittlung ausge-
schlossen. Die in Satz 1 genannten Stellen können
auch um die Übermittlung von Daten für Flüge aus
betroffenen Gebieten, für die keine Anordnung nach
Absatz 4 getroffen wurde, ersucht werden, sofern die
Daten für die Aufgabenerfüllung des Gesundhe¡tsamtes
unerlässlich sind und zu erwarten ist, dass der Zweck
mit dem Verfahren nach Absatz 4 nicht, nicht in gleicher
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Weise oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann; in
diesem Fall gilt Satz 2 entsprechend."

Artikel 5
Änderung des

Fünften Buches SozialgeseÞbuch

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche
Krankenversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom
20. Dezember 1988, BGBI. I 5.2477,2482),das zuletzt
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. März 202O
(BGBI. I S. 580) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. ln $ 4a wird das Wort ,,und" durch ein Komma er-
setzt und wird nach der Angabe ,,269" die Angabe
,,und 287a" eingefügt.

2. Nach $ 287 wird folgender $ 287a eingefügt:

,,$ 287a

Federf ührende Datenschutzaufsicht
in der Versorgungs- und Gesundheitsforschung

Bei länderübergreifenden Vorhaben der Versor-
gungs- und Gesundheitsforschung, an denen nicht-
ötfentliche Stellen oder öffentliche Stellen des Bun-
des oder der Länder aus zwei oder mehr Ländern als
Verantwortliche beteiligt sind, findet $ 27 des
Bundesdatenschutzgesetzes Anwendung. Die betei-
ligten Verantwortlichen benennen einen Haupt-
veranlwortlichen und melden diesen der für die
Hauptniederlassung des Hauptverantwortlichen zu-
ständigen Aufsichtsbehörde. Die Artikel 56 und 60
der Verordnung (EU) 2016/679 sind entsprechend
anzuwenden."

Artikel6
Änderung des

Baugesetzbuches

Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634) wird
wie folgt geändert:

1. ln der lnhaltsübersicht wird nach der Angabe zu

$ 246a folgende Angabe zu $ 246b eingefügt:

,,S 246b Sonderregelungen für Anlagen für gesund-
heitliche Zwecke im Zuge der COVID-19-
Pandemie".

2. Nach $ 246a wird folgender $ 246b eingefrigt:

,,s 246b

Sonderregelungen
für Anlagen für gesundheitliche

Zwecke im Zuge der COVID-19-Pandemie

(1) Soweit Anlagen für gesundheitliche Zwecke
zur Versorgung von Personen, die sich mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert haben oder mög-
licherweise infiziert haben, im Gebiet der Gemeinde,
in der sie im Wege der Enichtung, Änderung oder
Nutzungsänderung von baulichen Anlagen entste-
hen sollen, nicht oder nicht rechtzeitig bereitgestellt
werden können, kann bei der Zulassung dieser Vor-
haben bis zum Ablauf des 31 . Dezember 2020 von
den Vorschriften dieses Gesetzbuchs oder den auf-
grund dieses Gesetzbuchs erlassenen Vorschriften
in erforderlichem Umfang, erforderlichenfalls auch
befristet, unler der Voraussetzung abgewichen wer-
den, dass Vorhabenträger der Bund, ein Land, ein
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Landkreis oder eine Gemeinde oder ein im Auftrag
eines der Vorgenannten tätiger Dritter ist. Zuståndig
ist die höhere Veruvaltungsbehörde. Die Gemeinde
ist anzuhören; diese Anhörung tritt auch an die Stelle
des in $ 14 Absatz 2 Salz 2 vorgesehenen Einver-
nehmens. Satz 3 findet keine Anwendung, wenn
Vorhabenträger die Gemeinde oder in deren Auftrag
ein Dritter ist. Frlr Vorhaben nach Satz 1 gilt $ 35
Absatz 5 Satz 2 erster Halbsatz und Satz 3 entspre-
chend. S 246 Absatz 13 Satz 3 gilt entsprechend
auch bei zwischenzeitlichen Nutzungsänderungen
zu Anlagen für gesundheitliche Zwecke nach Satz 1.

Die Rückbauverpflichtung nach Satz 5 entfållt, wenn
eine nach Satz 6 zulässige Nutzung aufgenommen
wird oder wenn sich die Zulässigkeit der nachfolgen-
den Nutzung aus $ 30 Absatz 1,2 oder $ 33 ergibt.
Die Sicherstellung der Rückbauverpflichtung nach
Satz 5 in entsprechenderAnwendung des $ 35 Ab-
satz 5 Salz 3 ist nicht erforderlich, wenn Vorhaben-
träger der Bund, ein Land, ein Landkreis oder eine
Gemeinde ist. Wenn Vorhabenträger der Bund, ein
Land, ein Landkreis oder ein im Aufirag eines der
Vorgenannten tätiger Dritter ist, gilt $ 37 Absatz 3
entsprechend; im Ubrigen findet $ 37 bis zum Ablauf
des 31. Dezember 202O aul Vorhaben nach Satz 1

keine Anwendung.

(2) In Verfahren zur Genehmigung von baulichen
Anlagen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 gilt bis zum
Ablauf des 31 . Dezember 202O das Einvernehmen
abweichend von $ 36 Absatz 2 SaIz 2 als erteilt, wenn
es nicht innerhalb eines Monats venareigert wird.

(3) Bei Vorhaben nach Absatz 1 im Außenbereich
gilt $ 18 Absatz 3 Satz 2 des Bundesnaturschutzge-
setzes bis zum Ablauf des 31 . Dezember 202O ent-
sprechend.

(4) Die Befristung in Absatz 1 Satz 1 bezieht sich
nicht auf die Geltungsdauer einer Genehmigung,
sondern auf den Zeitraum, bis zu dessen Ende im
bauaufsichtlichen Zulassungsverfahren von der Vor-
schrift Gebrauch gemacht werden kann."

Artikel T

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorlcehaltlich der Absätze 2
bis 4 am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 7 bis 10 tritt mit Wirkung vom
30. März 2020 in Kralt.

(3) Artikel 2 tritt am 1. Januar 2O21 in Kratl.

(4) Artikel 3 tritt am 1. April 2021 in Kralt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es
ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden.

Berlin, den 27. Mä22O20

Der Bundespräsident
Steinmeier

Die Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel

Der Bundesminister für Gesundheit
Jens Spahn

Der Bundesminister
für Verkehr und digitale lnfrastruktur

Andreas Scheuer
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$ 10a Parlamentarische Kontrolle

S 11 Jahresrechnung und parlamentarische Untenichtung

S 12 Verwaltungskost€n

S 13 Befristung und Länderbeteiligung

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates
das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des
Finanzmarklstabilisierun gsf ondsgesetzes

Das Finanzmarkfstabilisierungsfondsgesetz vom
17, Oktober 2008 (BGBI. I S. 1982), das zuletzt durch
Artikel 7 des Gesetzes vom 10. Juli 2018 (BGBI. I

S. 1102) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Bezelchnung,,Finanzmarktstabilisierungsfonds-
gesetz" wird geändert in ,,Gesetz zur Errichtung
eines Finanzmarkt- und eines Wirtschaftsstabilisie-
rungsf onds (Stabilisierungsfondsgesetz)".

2. Die lnhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

,,lnhaltsübersicht

Abschnitt 1

Finanzmarktstabilisierung

Teil 1

Finanzmarktstabi lisierungsfonds

S 1 Enichtung des Fonds

S 2 Zweck des Fonds

S 3 Stellung im Rechtsverkehr

S3a

feil 2

lnstitutioneller Rahmen

Bundesanstaft für Finanzmarktstabilisierung; Träger-
schafi der Finanzagentur; Organisation und Aufgaben;
Verordnungsermächligung
Verschwiegenheitspflicht; ZusammenaÈeít mit der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht und
der Deutschen Bundesbank
Rechtsstellung der M¡tglieder des Le¡tungsaus-
schusses
Deckung der Kosten
Kostenerstattungen
Verordnungsermåchtigung

s3b

S3c

s3d
53e
s3f

s4

Teil 3

Stabilisierungsmaßnahmen

Entscheidung über Stabilisierungsmaßnahmen; Ver-
waltung
Vermögenstrennung, Bundeshaft ung

5a Anteilsenruerb

6 Garantieermächtigung; Verordnungsermächtigung
6a Garantien an Zweckgesellschaften
6b Verpflichtung zur Zahlung eines Ausgleichsbetrags
6c Verpflichtung zum weiteren Verlustausgleich

7 Rekapitalisierung

8 Risikoübernahme;Verordnungsermächtigung
8a Bundesrechtliche Abwicklungsanstalten
8b Landesrechtliche Abwicklungsanstalten
9 Kreditermächtigung
0 Bedingungen für Stabilisierungsmaßnahmen; Verord-

nungsermächtigung
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Gesetz
zur Err¡chtung eines Wirtschaftsstabilisierungsfonds

(Wirtschaft sstabilisierungsfondsgesetz - WSTFG)

Yom 27. Mâtz2g2O

s14
S 14a

s 14b

5 14c

s 14d

Teil 4

Besteuerung

Steuern

Sleuerrechtliche Sondenegelungen im Zusammen-
hang m¡t Vermögensübertragungen nach den $$ 6a
und 8a

Steuenechtliche Sondenegelungen zu Zweckgesell-
schaften und Abwicklungsanstalten nach den $$ 6a
und 8a

Steuerrechtl¡che Behandlung von Zahlungen in die
Zweckgesellschaft oder die Abwicklungsanstalt und
Auskehrungen der Zweckgesellschaft oder der Ab-
wicklungsanstalt
Steuerechtliche Sondenegelungen im Zusammen-
hang mit landesrechtlichen Abwicklungsanstalten

Abschnitt 2

Wirtschaft sstabilisierun g

Teil 1

Wirtschaft sstabi lisierun gsfonds

Enichtung des Fonds
Zweck des Fonds

Stellung im Rechtsverkehr
Institutioneller Rahmen; Verordnungsermächtigung

Kostendeckung und Kostenerstattung; Verordnungs-
ermåchtigung

Teil 2

Stabilisierungsmaßnahmen

Ëntscheidung über Slabilisie¡ungsmaßnahmen; Ver-
ordnungsermächtigung
Gewährleistungsermächtigung; Verordnungsermåch-
tigung
Rekapitalisierung; Verordnungsermächtigun g

Refinanzierung der Sonderprogramme der Kreditan-
stalt für Wiederaufbau

Kreditermächligung
Voraussetzungen und Bedingungen für Stabilisie-
rungsmaßnahmen; Verordnungsermåchtigung
Bef ristun g; Verordnun gsermächiigung

s15
s16
s17
s18
s1e

s20

s21

s22
s23

25
24

s26

s
s

5

Teit 3

Besteuerung

S 27 Sleuern

S 28 Anwendungsvorschrift für $ 27

s2s
s30
s31

Abschnitt 3

Allgemeine Regelungen

Sofortige Vollziehba¡keit
Rechtsweg

Verkúndung von Rechtsverordnungen"
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3. Die Überschrift vor $ 1 wird wie folgt gefasst:

,,Abschnitt 1

Finanzmarktstabilisierun g

Teil 1

Finanzmarktstabilisierungsfonds".

4. Die Überschrift zu $ 6 wird wie folgt gefasst:

,rs 6

Garantieermächtigung;
Verordnun gsermächtigung".

5. Ðie Überschrift zu $ 8 wird wie folgt gefasst:

,,s I
Risikoübernahme;

Verordnungsermächtigung".

6. Die Überschrift zu $ 10 wird wie folgt gefasst:

,,s 10

Bedingungen für
Stabil isierungsmaßnahmen ;

Verordnungsermächligung".

7. Nach $ 14d wird folgender Abschnitt 2 eingefügt:

,,Abschnitt 2

Wirtschaftsstabilisierung

Teil 1

Wirtschaftsstabilisierungsfonds

s15
Enichtung des Fonds

Es wird ein Fonds des Bundes unter der Bezeich-
nung ,,Wirtschaftsstabilisierungsfonds - WSF -" er-
richtet.

s16
Zweck des Fonds

(1) Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds dient der
Stabilisierung von Unternehmen der Realwirtschaft
durch Ubenvindung von Liquiditätsengpässen und
durch Schaffung der Rahmenbedingungen für eine
Stärkung der Kapitalbasis von Untemehmen, deren
Bestandsgefährdung erhebliche Auswirkungen auf
die Wirtschaft, die technologische Souveränität,
Versorgungssicherheit, kritische lnfrastrukturen oder
den Arbeitsmarkt hätte.

(2) Unternehmen der Realwirtschaft nach Ab-
satz 1 (Unternehmen) sind Wirtschaftsunterneh-
men, die nicht Unternehmen des Finanzsektors
nach $ 2 Absatz 1 Satz 1 und keine Kreditinstítute
oder Brückeninstitute nach $ 2 Absatz 1 Satz 2 sind
und die in den letzten beiden bereits bilanziell ab-
geschlossenen Geschäftsjahren vor dem 1. Januar
2020 mindestens zwei der drei folgenden Kriterien
erfüllt haben:

1. eine Bilanzsumme von mehr als 43 Millionen
Euro,

2. mehr als 50 Millionen Euro Umsatzerlöse sowie

3. mehr als 249 Arbeitnehmer im Jahresdurch-
schnitt.
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(3) Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds ist ein
Sondervermögen im Sinne des Artikels 110 Ab-
satz 1 des Grundgesetzes.

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie ist der zuständige Ansprechpartner für die
U nternehmen der Realwirtschaft.

s17
Stellung im Rechtsverkehr

Der Wirtschaftsstabílisierungsfonds ist nicht
rechtsfähig. Er kann unter seinem Namen im
rechtsgeschäftlichen Verkehr handeln, klagen und
verklagt werden. Arrest oder andere Maßnahmen
der Zwangsvollstreckung in den Wirtschaftsstabili-
sierungsfonds finden nicht statt. S 394 Satz 1 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs ist entsprechend anzu-
wenden. Der allgemeine Gerichtsstand des Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds ist Frankfurt am Main.
Satz 3 und Satz 4 gelten entsprechend für durch
andere inländische Gebietskörperschaften enichtete,
mit dem Wirtschaftsstabilisierungsfonds vergleich-
bare Einrichtungen.

s18
lnstitutioneller Rahmen;

Verordnungsermächti gung

(1) Die Venraltung des Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds mit Ausnahme der Entscheidungen
über Stabilisierungsmaßnahmen nach $ 20 Absatz 1

und der Wahrnehmung der Aufgaben nach $ 20
Absatz 3 obliegt der Finanzagentur. Die Finanz-
agentur nimmt die Aufgaben im Zusammenhang
mit der Verwaltung des Wirtschaftsstabilisierungs-
fonds, auch im Namen des Wirtschaftsstabili-
sierungsfonds, als eigene wahr. Die Finanzagentur
untersteht hinsichtlich der Wahrnehmung der Auf-
gaben nach den Sätzen 1 und 2 der Rechts- und
Fachaufsicht des Bundesministeriums der Finanzen.
Die Fachaufsicht in Bezug auf die Entscheidungen
über Stabilisierungsmaßnahmen nach $ 20 wird
vom Bundesministerium der Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie ausgeübt. Das Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie ist der Ansprechpartner für
die Unternehmen.

(2) Ðas Bundesministerium der Finanzen kann
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie Aufgaben und Befugnisse
der Finanzagentur nach diesem Abschnitt vorüber-
gehend selbst wahrnehmen oder auf einen geeig-
neten Dritten übertragen. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt
entsprechend.

(Q Die Finanzagentur kann sich nach Maßgabe
einer nach $ 20 Absatz 6 erlassenen Rechtsverord-
nung bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem
Abschnitt geeigneter Dritter bedienen.

(4) $ 3a Absatz 6a und $ 3b Absatz 1 bis 3 gelten
entsprechend. Soweit durch andere inländische
Gebietskörperschaften errichtete, mit dem Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds vergleichbare Einrich-
tungen durch eine Finanzagenlur nach dem Recht
der inländischen Gebietskörperschaft vertreten und
deren Aufgaben durch diese Finanzagentur wahr-
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genommen werden, gelten S 3a Absatz 6a Satz 1

und 2 für die nach dem Recht der inländischen
Gebietskörperschaft errichtete Finanzagentur ent-
sprechend.

s1e
Kostendeckung und

Kostenerstattung ; Verordnungsermächtigung

(1) Die $$ 3d und 3e gelten entsprechend.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, nähere Bestimmungen zu er'
lassen

1. zur Kostenerstattung und zu Kostenerstattungs-
verfahren sowie zu den Zahlungspflichtigen nach

S 3e;

2. mit sonstigen Regelungen, die zur Deckung der
Kosten entsprechend der Maßgabe der $$ 3d
und 3e erforderlich sind, die bei der Frfüllung
der Aufgaben im Rahmen der Wirtschaftsstabili-
sierung anfallen.

Tei'l2
Stabil isierungsmaßnahmen

s20
Entscheidung über

Stabilisierungsmaßnahmen;
Verordnungsermächtigung

(1) Über vom Wirtschaftsstabilisierungsfonds
nach den SS 21 und 22 dieses Gesetzes vorzuneh-
mende Stabilisierungsmaßnahmen entscheidet das
Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie auf Antrag des Unternehmens nach pflicht-
gemäßem Ermessen unter Berücksichtigung

1^ der Bedeutung des Unternehmens für die Wirt-
schaft Deutschlands,

2. der Dringlichkeil,

3. der Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und den
Wettbewerb und

4. des Grundsatzes des möglichst sparsamen und
wirtschaftlichen Einsatzes der Mittel des Wirt-
schaftsstabilisierungsf onds.

Soweit es sich um Grundsatztragen, Angelegenhei-
ten von besonderer Bedeutung sowie um Entschei-
dungen über wesentliche Maßnahmen und Auflagen
nach Maßgabe einer nach $ 25 Absatz 3 erlassenen
Rechtsverordnung handelt, entscheidet einver-
nehmlich ein interministerieller Ausschuss (Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds-Ausschuss). Der Wirt-
schaftsslabilisierungsfonds-Ausschuss kann ein
Expertengremium berufen. Ein Rechtsanspruch auf
Leislun gen des Wi rtschaftsstabilisierungsfonds be-
steht nicht.

(2) Die Leistungen sollen von Bedingungen und
Auflagen nach $ 25 Absatz 2 abhängig gemacht
werden; dabei sind Beschlüsse des Europäischen
Rates und des Rates der Europäischen Union und
Vorgaben der Europäischen Kommission und die

545

Vereinbarkeit mit den Artikeln 107 und 108 des Ver-
trages über die Arbeitsweise der Europäischen
Union zu berücksichtigen.

(3) Die Führung der im Rahmen von Stabilisie-
rungsmaßnahmen erworbenen Beteiligungen und
die Verwahrung und Venrualtung der anderen im
Rahmen von Rekapitalisierungsmaßnahmen nach

$ 22 übernommenen lnstrumente obliegt dem Bun-
desministerium der Finanzen.

(4) Das Bundesministerium für Wirtschatt und
Energie ist die fachlich zuståndige Behörde für die
Verhandlungen über Stabilisierungsmaßnahmen mit
den Unternehmen der Realwirtschafi und zuständig
für die Vorbereitung der Anträge. Anträge sind über
das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
einzureichen. Für Anträge erstellt das Bundesminis-
terium für Wirtschatt und Energie die Ausschussvor-
bereitung einschließlich des Votums. Das Bundes-
ministerium der Finanzen kann im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung
des Bundesrates bedarf, der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau in bestimmten Fällen die Entscheidung
über Stabilisierungsmaßnahmen nach den $$ 21
und 22, die Wahrnehmung der Aufgaben im Sinne
des Absatzes 3, die Entgegennahme und Bearbei-
tung der Anträge nach Satz 1 sowie die Vorberei-
tung von Entscheidungen durch den interministe-
riellen Ausschuss nach Absatz 1 übertragen;
Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt. Die Kreditanstalt
für Wiederaufbau kann sich nach Maßgabe einer
nach Satz 4 erlassenen Rechtsverordnung bei der
Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Abschnitt
geeigneter Dritter bedienen. Sofern Aufgaben der
Finanzagentur oder der Kreditanstalt lür Wiederauf-
bau nach diesem Gesetz von anderen juristischen
oder natürlichen Personen wahrgenommen werden,
ist vertraglich sicherzustellen, dass der Bundes-
rechnungshof auch Erhebungsrechte bei diesen
Pesonen hat. Bei Stabilisierungsmaßnahmen nach

$ 22 sind Erhebungsrechte des Bundesrechnungs-
hofes bei den betroffenen Unternehmen vozusehen.

(5) Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds-Ausschuss
ist besetzt mit je einem Vertreter des Bundeskanzler-
amts, des Bundesministeriums der Finanzen, des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie, des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, des
Bundesministeriums für Justiz und Verbraucher-
schutz und des Bundesministeriums für Verkehr und
digitale lnfrastruktur. Dem Wirtschaftsstabilisierungs-
fonds-Ausschuss können weitere Mitglieder beratend
angehören. Das Bundesministerium der Finanzen
kann im Einvemehmen mit dem Bundesministerium
für Wirtschaft und Energie dem Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds-Ausschuss eine Geschäftsordnung ge-
ben.

(6) Die Richtlinien für die Venraltung des Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds bestimmt das Bundes-
ministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung
des Bundesrates bedarf. Der Haushaltsausschuss
des Deutschen Bundestages ist über Erlass und
Änderungen der Rechtsverordnungen nach Satz 1

und Absatz 4 unveaüglich zu unterrichten.
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(7) Für den Wirtschaftsstabilisierungsfonds gilt
$ 5 entsprechend.

s21
Gewährleistungsermächtigung;

Verordnungsermächtigung

(1) Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds wird er-
mächtigt, für den Wirtschaftsstabilisierungsfonds
Garantien bis zur Höhe von 400 Milliarden Euro für
vom 28. März 2O2O bis zum 31 . Dezember 2021
begebene Schuldtitel und begründele Verbindlich-
keiten von Untemehmen zu übernehmen, um Liqui-
ditätsengpässe zu beheben und die Refinanzierung
am KapitalmarK zu unterstützen; die Laufzeit der
Garantien und der abzusichemden Verbindlichkei-
ten darf 60 Monate nicht übersteigen. Ðer Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds-Ausschuss kann nach
eigenem Ermessen auch über Anträge von Unter-
nehmen entscheiden, die die Merkmale nach $ 16
Absatz 2, 2. Halbsatz nicht erfüllen, sofern diese
Unternehmen in einem der in $ 55 Außenwirt-
schaftsverordnung genannten Sektoren tätig oder
von vergleichbarer Bedeutung für die Sicherheit
oder die Wirtschaft sind. Für die Übernahme von
Garantien ist eine angemessene Gegenleistung zu
erheben.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen kann
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie durch Rechtsverordnung,
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
nähere Bestimmungen erlassen über

1. die Art der Garantie und der Risiken, die durch
sie abgedecK werden können,

2. die Berechnung und die Anrechnung von Garan-
tiebeträgen,

3. die Gegenleistung und die sonstigen Bedingun-
gen der Garantie,

4. Obergrenzen für die Übernahme von Garantien
für Verbindlichkeiten einzelner Unternehmen so-
wie für bestimmte Arten von Garantien und

5. sonstige Bedingungen, die zur Sicherstellung
des Zweckes von Abschnitt 2 im Rahmen der
Übernahme von Garantien nach Absatz 1 erfor-
derlich sind.

(3) Der Haushaltsausschuss des Deutschen
Bundestages ist über den Erlass und Änderungen
der Rechtsverordnung nach Absatz 2 unverzüglich
zu unterrÌchten.

(4) S 6 Absalz 1a bis 3 gilt entsprechend. $ 6
Absatz 1a gilt auch für von durch andere inlän-
dischen Gebietskörperschaften enichtete, dem
Wirtschaftsstabilisierungsfonds vergleichbare Ein-
richtungen übemommene Garantien entsprechend.

s22
Rekapitalisierung;

Verordnungsermächtigung

(1) Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds kann
sich an der Rekapitalisierung von Unternehmen be-
teiligen. Die Rekapitalisierungsmaßnahmen umfas-
sen den Enryerb von nachrangigen Schuldtiteln, Hy-
bridanleihen, Genussrechten, stillen Beteiligungen,

Wandelanleihen, den En¡¡erb von Anteilen an Unter-
nehmen und die Übernahme sonstiger Bestandteile
des Eigenkapitals dieser Unternehmen, wenn dies
für die Stabilisierung des Unternehmens erforder-
lich ist. Für die Rekapitalisierung ¡st eine angemes-
sene Vergütung zu vereinbaren.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen ent-
scheidet im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Wirtschafi und Energie über die in Absatz 1

genannten Maßnahmen. Eine Beteiligung durch
den Wirtschaftsstabilisierungsfonds soll nur dann
erfolgen, wenn ein wichtiges lnteresse des Bundes
an der Stabilisierung des Untemehmens vorliegt
und sich der vom Bund angestrebte Zweck nicht
besser und wirtschaftlicher auf andere Weise errei-
chen lässt. Der Wirtschafisstabilisierungsfonds-
Ausschuss kann nach eigenem Ërmessen auch
über Anträge von Untemehmen entscheiden, die
die Merkmale nach $ 16 Absatz 2, 2. Halbsatz nicht
erfüllen, sofern diese Unternehmen in einem der in
$ 55 Außenwirtschaftsverordnung genannten Sek-
toren tätig oder von vergleichbarer Bedeutung für
die Sicherheit oder die Wirtschaft sind oder die seit
dem 1. Januar 2017 in mindestens einer abge-
schlossenen Finanzierungsrunde von privaten Ka-
pitalgebern mit einem Unternehmenswert von min-
destens 50 Millionen Euro einschließlich des durch
diese Runde eingeworbenen Kapitals bewertet
wurden. Die $$ 65 bis 69 der Bundeshaushaltsord-
nung finden keine Anwendung.

(3) Das Bundesministerium der Finanzen kann
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie durch Rechtsverordnung,
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
nähere Bestimmungen erlassen über

1. die Gegenleistung und die sonstigen Bedingun-
gen der Rekapitalisierung,

2. Obergrenzen für die Beteiligung an Eigenkapital-
bestandteilen von einzelnen Untemehmen sowie
f ür bestimmte Arten von Eigenkapitalbestandtei-
len,

3. die Bedingungen, unter denen der Wirtschafts-
stabilisierungsfonds seine Beteiligung an den
Eigenkapitalbestandteilen wieder veräußem kann,
und

4. sonstige Bedingungen, die zur Sicherstellung
des Zweckes dieses Abschnitts im Rahmen der
Rekapitalisierung nach Absatz 1 erforderlich sind.

(4) Der Haushaltsausschuss des Deutschen
Bundestages ist über den Erlass und Änderungen
der Rechtsverordnung nach Absatz 3 unverzüglich
zu untenichten.

s23
Refinanzierung der

Sonderprogramme der
Kreditanstalt f ür Wiederaufbau

Ðer Wirtschattsstabilisierungsfonds kann der
Kreditanstalt für Wiederaufbau Darlehen zur Re-
finanzierung der ihr von der Bundesregierung als
Reaktion auf die so genannte Corona-Krise zuge-
wiesenen Sonderprogramme gewähren. Die nähe-
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ren Bedingungen der Darlehensgewährung legt der
Wirtschaftsstabilisierungsfonds im Einzelfall fest.

s24
Kreditermächtigung

(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächt¡gt, für den Wirtschaftsstabilisierungsfonds
zur Deckung von Auiwendungen und von Maßnah-
men nach $ 22 dieses Gesetzes Kredite bis zur
Höhe von 100 Milliarden Euro aufzunehmen. Das
Ministerium wird darüber hinaus ermächtigt, für
den Wirtschafisstabilisierungsfonds zum Zwecke
der Darlehensgewährung nach $ 23 Kredite in Höhe
von bis zu 100 Milliarden Euro aufzunehmen.

(2) S I Absatz 2 und 3 gilt entsprechend.

(3) Werden für Ausgaben, die keine finanziellen
Transaktionen im Sinne des $ 3 des Artikel 115-Ge-
setzes vom 10. August 2009 (BGBI. 1S..2702,2704)
sind, Kredite aufgenommen, ist in Verbindung mit
der nächsten Beschlussfassung über ein Haus-
haltsgesetz ein gesonderter Beschluss des Deut-
schen Bundestages über die Tilgung der in diesem
Umfang erhöhten Bundesschuld herbeizuführen,
soweit mit dieser Kreditaufnahme die nach der
Schuldenregel zulässige Kreditaufnahme über-
schritten worden ist. Die Tilgung hat binnen eines
angemessenen Zeitraums zu erfolgen. Nach Maß-
gabe dieses Tilgungsplans verringert sich in den je-
weillgen Jahren die nach der Schuldenregel zuläs-
sige Nettokreditaufnahme des Bundes.

s25
Voraussetzungen und

Bedingungen für Stabilisierungsmaßnahmen;
Verord n u n gsermächti g u n g

(1) Den Unternehmen dürfen anderweitige Fi-
nanzierungsmöglichkeiten nicht zur Verfügung ste-
hen. Durch die Stabilisierungsmaßnahmen muss
eine klare eigenständige Fortführungsperspektive
nach Uben¡vindung der Pandemie bestehen. Unter-
nêhmen, die eine Maßnahme dieses Gesetzes be-
antragen, dürfen zum 31 . Dezember 2019 nicht die
EU-Ðefinition von,,Unternehmen in Schwierigkei-
ten" erfüllt haben.

(2) Unternehmen, die Stabilisierungsmaßnah-
men des Wirtschaftsstabilisierungsfonds nach den
$$ 21 und 22 dieses Gesetzes in Anspruch neh-
men, müssen die Gewähr frir eine solide und
umsichtige Geschåftspolitik bieten. Sie sollen ins-
besondere einen Beitrag zur Stabilisierung von Pro-
duktionsketten und zur Sicherung von Arbeitsplät-
zen leisten. Zur Sicherstellung der in den Sätzen 1

und 2 genannten Bedingungen können Auflagen
mit den Begünstigten der Stabilisierungsmaß-
nahme vereinbart werden. Soweit in den Sitzungen
des Aufsichtsrats von stabilisierten Unternehmen
Vertreter der Finanzagentur oder der Kreditanstalt
für Wiederaufbau als Sachverständige hinzugezo-
gen oder als Vertreter benannt werden, sind diese
von den Vorgaben der $$ 25c und 25d des
Kreditwesengesetzes befreit. Satz 4 gilt entspre-
chend für Unternehmen, die Gegenstand von durch
andere inländische Gebietskörperschaften errichte-
te, mit dem Wirtschaftsstabilisierungsfonds ver-

u7

gleichbare Einrichtungen gewährten Stabilisie-
rungsmaßnahmen sind, soweit in den Sitzungen
dieser stabilisierten Unternehmen Vertreter der ent-
sprechenden Finanzagentur oder einer Landesför-
derbank oder -anstalt als Sachverständige hinzu-
gezogen oder als Vertreter benannt werden.

(3) Das Bundesministerium der Finanzen kann
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie durch Rechtsverordnung,
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
nähere Bestimmungen erlassen über die von den
begünstigten Unternehmen zu erfüllenden Anforde-
fungen an

1. die Verwendung der aufgenommenen Mittel,

2. die Aufnahmen weiterer Kredite,

3. die Vergütung ihrer Organe,

4. die Ausschüttung von Dividenden,

5. den Zeitraum, in dem diese Anforderungen zu
erfüllen sind,

6. Maßnahmen zur Vermeidung von Wettbewerbs-
verzerungen,

7. branchenspezif ische Restrukturierungsauflagen,

8. die Art und Weise, wie der beteiligungsführen-
den Stelle nach $ 20 Absatz 3 und 4 sowie dem
Wirtschattsstabilisierungsfonds Rechenschaft
zu legen ist,

9. eine von dem vertretungsberechtigten Organ
mit Zustimmung des Aufsichtsorgans abzuge-
bende und zu veröffentlichende Verpflichtungs-
erklärung zur Einhaltung der Anforderungen in
den Nummern 'l bis 6,

10. sonstige Bedingungen, die zur Sicherstellung
des Zweckes dieses Abschnitts nach Absatz 2
zweckmäßig sind.

Die Anforderungen können sich nach Art und
Adressaten der Stabilisierungsmaßnahme unter-
scheiden. Sie werden auf der Grundlage dieses
Abschnitts und der hierzu ergangenen Rechtsver-
ordnung durch Vertrag, Selbstverpflichtung oder
VenrvaltungsaK festgelegt. ln der nach Satz 1 erlas-
senen Rechtsverordnung können auch Rechtsfolgen
einer Nichtbeachtung der vorgenannten Anforderun-
gen geregelt werden.

(4) Der Haushaltsausschuss des Deutschen
Bundestages ist über Erlass und Anderungen der
Rechtsverordnung nach Absatz 2 unveaüglich zu
unterrichten.

(5) Die $$ 10a, 11 und 12 gelten entsprechend.

s26
Befristun g; Verordnungsermächti gung

(1) Stabilisierungsmaßnahmen des Wirtschafis-
stabilisierungsfonds sind bis zum 31 . Dezember
2021 möglich. Wenn der Wirtschaftsstabilisierungs-
fonds seine Aufgaben erfüllt hat, isl er abzuwickeln
und aufzulösen. Für den Wirtschaftsstabilisierungs-
fonds ist ein Schlussergebnis zu ermitteln.

(2) Der Wirtschattsstabilisierungsfonds kann sich
auch nach dem 31. Dezember2021 an Unternehmen
nach $ 16 Absatz 2 beteiligen, an denen er auf
Grund von Maßnahmen nach $ 22 bereits beteiligt
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ist, soweit dies erforderlich ¡st, um den Anteil seiner
Kapitalbeteiligung an dem Unternehmen aufrecht-
zuerhallen oder gewährte Stabilisierungsmaßnah-
men abzusichern.

(3) Die Einzelheiten der Abwicklung und Auflö-
sung des Wirtschaftsstabilisierungsfonds bestimmt
die Bundesregierung jeweils durch Rechtsverord-
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates
bedarf, die der Zustimmung des Deutschen Bun-
destages bedarf.

(4) S 13 Absatz 5 gilt entsprechend.

Teil3

Besteuerung

s27
Steuern

(1) Sofern Abspaltungen nach g 15 Absatz 1 des
U mwandlu ngssteuergesetzes eine notwendige Vor-
bereitung von Stabilisierungsmaßnahmen nach den
$$ 21 und 22 darstellen, ist g 15 Absatz 3 des Um-
wandlungssteuergesetzes nicht anzuwenden. Ver-
rechenbare Verluste, verbleibende Verlustvorträge,
nicht ausgeglichene negative Einkünfte und ein
Zinsvortrag nach $ 4h Absatz 1 Satz 5 des Einkom-
mensteuergesetzes und ein EBITDA-Vortrag nach
$ 4h Absatz 1 Satz 3 des Einkommensteuergeset-
zes verbleiþen bei der übertragenden Körperschaft.

(2) S 14 Absatz 1, 2 und 3 Satz 1 und AbsaÞ 4
gilt entsprechend.

{3) Die Absätze 'l und 2 gelten für durch andere
inländische Gebietskörperschaften errichtete, mit
dem Wirtschaftsstabilisierungsfonds vergleichbare
Ëinrichtungen und deren Stabilisierungsmaßnah-
men entsprechend.

s28
Anwendungsvorschrift für $ 27

$ 27 ist erstmals für den Veranlagungszeitraum
und Erhebungszeitraum 202O anzuwenden. "

8. Nach $ 28 wird die folgende Überschrift eingefügt:

,,Abschnitt 3

Allgemeine Regelungen".

9. Der bisherige $ 14e wird aufgehoben.

1 0. Die bisherigen $$ 15 bis 1 7 werden die gg 29 bis 31 .

'l 1. Der bisherige g 18 wird aufgehoben.

Artikel2
Ãnderung des

Finanzmarktstabilisierungs-
beschleunigungsgesetzes

Das Finanzmarktstabillsierungsbeschleunigungsge-
setz vom 17. OKober 2008 (BGBI. I S. 1982, 1986),
das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 9 des Gesetzes
vom 8. Juli2019 (BGBI. lS. 1002) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. Die Bezeichnung,,Finanzmarktstabilisierungsbe-
schleunigungsgesetz" wird in,,Widschaftsstabilisie-
rungsbeschleunigungsgesetz" geänder1.
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2. Das Gesetz wird wie folgt gefasst:

,,s 1

Begriffsbestimmungen

Die folgenden Begriffe werden für die Zwecke des
Gesetzes wie folgt bestimmt:

1. Finanzmarktstabilisierungsfonds ist der nach Maß-
gabe von Abschnitt 1 des Stabilisierungsfonds-
gesetzes errichtete Fonds.

2. Wirtschaftsstabilisierungsfonds ist der nach Maß-
gabe von Abschnitt 2 des Stabilisierungsfonds-
gesetzes errichtete Fonds.

3. Der Begriff Fonds bezieht sich in diesem Gesetz
sowohl auf den Finanzmarktstabilisierungsfonds
als auch auf den Wirtschaftsstabilisierungsfonds.

4. Unternehmen des Finanzsektors im Sinne dieses
Gesetzes sind Unternehmen im Sinne des S 2 Ab-
satz 1 des Stabilisierungsfondsgesetzes, denen
zum Zwecke der Stabilisierung des Finanzmark-
tes Stabilisierungsmaßnahmen gewährt werden.
Hieau gehören auch Untemehmen, die zum
Zweck der Einhaltung von Eigenmittelanforderun-
gen nach $ 1 0 Absatz 4 des Kreditwesengesetzes
Kapitalmaßnahmen durchführen.

5. Unlernehmen der Realwirtschaft im Sinne dieses
Gesetzes sind Unternehmen im Sinne des g 20
Absatz 2 des Stabilisierungsfondsgesetzes, de-
nen Stabilisierungsmaßnahmen gewährt werden.

s2
Anwendungsbereich

(1) Unternehmen im Sinne dieses Gesetzes be-
zeichnen sowohl,,Unternehmen des FinanzseKors"
im Sinne von Absatz 1 Nummer 4 als auch ,,Unter-
nehmen der Realwirtschaft" im Sinne von Absatz 1

Nummer 5 auf die dieses Gesetz Anwendung findet.

(2) Soweit dieses Gesetz Vorgaben für als Aktien-
gesellschaft und in weiteren Rechtsformen verfasste
Unternehmen vorsieht, denen Stabilisierungsmaß-
nahmen nach den SS 6 bis 8,21,22 des Stabilisie-
rungsfondsgesetzes gewährt werden, gelten diese
Vorgaben für durch andere inländische Gebietskör-
perschaften errichtete, mit dem Wirtschaftsstabi-
lisierungsfonds vergleichbare Einrichtungen und
deren Stabilisierungsmaßnahmen entsprechend.
Soweit dieses Gesetz auf den oder die Fonds, den
Bund, ihre jeweiligen Tochtergesellschaften und die
von ihnen errichteten Körperschaften, Anstalten und
Sondervermögen sowie die ihnen nahestehenden
Personen oder sonstige von ihnen mittelbar oder un-
mittelbar abhängigen Unternehmen Bezug nimmt,
gelten die Bestimmungen entsprechend auch für
durch andere inländische Gebietskörperschaften
errichtete, mit dem Wirtschaftsstabilisierungsfonds
vergleichbare Einrichtungen, die Bundesländer, ihre
jeweiligen Tochtergesellschaften und die von ihnen
enichteten Körperschaften, Anstalten, Sonderuer-
mögen sowie die ihnen nahestehenden Personen
oder sonstige von ihnen mittelbar oder unmittelbar
abhängigen Unternehmen.
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s3
Verpfl ichtun gserklärung
bei Aktiengesellschaften

(1) Die Vorschriften des Aktiengesetzes über die
Verantwortung des Vorstands zur eigenverantwort-
lichen Leitung der Gesellschaft sowie ilþer die Zu-
ständigkeiten der Organe stehen der Zulässigkeit
und Wirksamkeit elner von Unternehmen des Fi-
nanzsektors gemäß $ 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 9
des Stabilisierungsfondsgesetzes oder von Unter-
nehmen der Realwirtschaft gemäß $ 25 Absatz 2
Nummer 9 des Stabilisierungsfondsgesetzes abge-
gebenen Verpflichtungserklärung nicht entgegen.
Die Verpflichtungserklärung wird mit ihrer Abgabe
wirksam.

(2) Die vertretungsberechtigten Organe sind auch
gegenüber der Gesellschaft und der Gesamtheit
ihrer Gesellschafter berechtigt und verpflichtet, der
Verpflichtungserklärung zu entsprechen. Beschlüsse,
die der Verpflichtungserklärung, insbesondere im
Hinblick auf die Dividendenpolitik, zuwiderlaufen,
können aus diesem Grunde angefochten werden.
$ 254 Absatz 2 des Aktiengesetzes gilt entsprechend.

s4
Verpfl ichtungserklärung

bei anderen Rechtsformen

Ðie vorstehenden Absätze gelten für Unterneh-
men des Finanzsektors und für Unternehmen der
Realwirtschaft, die nicht in der Rechtsform einer Ak-
tiengesel lschaft verfasst si nd, entsprechend.

s5
Ausgestaltung der Aktien

{1) Wenn derVorstand bei derAusgabe neuerAk-
tien gemäß S 203 AktG vom genehmigtem Kapital
Gebrauch macht, entscheidet er mit Zustimmung
des Aufsichtsrats über den Inhalt der Aktienrechte
und die Bedingungen der Aktienausgabe. ln diesem
Fall hat er der nächsten ordentlichen Hauptver-
sammlung einen schriftlichen Bericht über die Kapi-
talerhöhung und Ausgabe neuer AKlen vorzulegen,
in dem insbesondere der Umfang der Kapitalerhö-
hung sowie der Ausgabebetrag sowie gegebenen-
falls ein Gewinnvorzug und Liquidationsvorrang der
Aklien rechtlich und wirtschaftlich erläutert werden.

(2) Ansonsten entscheidet hierüber die Hauptver-
sammlung auf der Grundlage eines Vorschlags von
Vorstand und Aufsichtsrat.

(3) Die neuen Aktien können insbesondere mit
einem Gewinnvorzug und bei der Verteilung des Ge-
sel lschaftsvermögens mit einem Vorran g ausgestat-
tet werden. Der Vorstand kann insbesondere auch
Vorzugsaktien ohne Stimmrecht ausgeben, bei de-
nen der Voaug nicht nachzahlbar ist.

(a) Ein Ausgabebetrag, der dem Börsenkurs ent-
spricht, ist in jedem Falle angemessen, es sei denn,
er liegt unter dem Nennwert oder im Fall von Stück-
aktien unter dem rechnerischen Wert. Unbeschadet
dessen kann der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrates entscheiden, dass der Ausgabebetrag
den Börsenpreis der Aktien unterschreitet. $ 9 des
Aktiengesetzes gilt entsprechend.

(5) Eine Vorauszahlung der Einlage durch den
Fonds befreit diesen von seiner Einlagepflicht.

(6) Soweit die an den Fonds ausgegebenen Ak-
tien mit einem Gewinnvozug oder einem Vorrang
bei der Verteilung des Gesellschaftsvermögens aus-
gestattet sind, verlieren sie diesen bei der Übertra-
gung an einen Dritten. Der Fonds kann bestimmen,
dass die an ihn ausgegebenen Voaugsaktien bei der
Übertragung an einen Dritten in stimmberechtigte
Stammaktien umgewandelt werden.

s6
Hauptversammlung

(1) Für Aktiengesellschaften, Kommanditgesell-
schaften auf Aktien, Europäische Gesellschaften
(SE) und Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit
gilt für die Durchführung von Hauptversammlungen

$ 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-,
Vereins-, Genossenschafts- und Wohnungseigen-
tumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der
SARS-CoV-2-Pandemie.

(2) Für Mitgliederbeschlüsse bei Genossenschaf-
ten gilt $ 3 des Gesetzes über Maßnahmen im
Gesellschafts-, Vereins-, Genossenschafts- und
Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Aus-
wirkungen der SARS-CoV-2-Pandemie.

s7
Kapitalerhöhung gegen

Einlagen und Kapitalherabsetzung

(1) Wird im Zusammenhang mit einer Rekapi-
talisierung nach $ 7 oder $ 22 des Stabilisierungs-
fondsgesetzes eine Hauptversammlung zur Be-
schlussfassung über eine Kapitalerhöhung gegen
Einlagen einberufen, gilt $ 16 Absatz 4 des Wert-
papiererwerbs' und Ubernahmegesetzes entspre-
chend, mit der Maßgabe, dass Salzungsbeschrän-
kungen für die Erteilung von Stimmrechtsvollmach-
ten nicht gelten. Die vorstehenden Regelungen
gelten entsprechend, wenn die Kapitalerhöhung
nicht nur von dem Fonds, sondern auch oder aus-
schließlich von den Aktionären oder Dritten gezeich-
net werden kann oder die Tagesordnung der Haupt-
versammlung neben der Beschlussfassung über die
Kapitalerhöhung noch andere Gegenstände enthält.

(2) Der Beschluss über die Erhöhung des Grund-
kapitals gegen Einlagen im Zusammenhang mit einer
Rekapitalisierung nach $ 7 oder $ 22 des Stabilisie-
rungsfondsgesetzes bedarf der Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Abweichende Satzungsbestim-
mungen sind unbeachtlich.

(3) Wird das Bezugsrecht ganz oder teilweise im
Beschluss über die Erhöhung des Grundkapitals im
Zusammenhang mit einer Rekapitalisierung nach $ 7
oder $ 22 des Stabilisierungsfondsgesetzes ausge-
schlossen, bedarf der Beschluss einer Mehrheit, die
mindestens zwei Drittel der abgegebenen Stimmen
oder des vertretenen Grundkapitals umfasst. Die
einfache Mehrheit reicht, wenn die Hälfte des
Grundkapitals vertreten ist. Absatz 2 Salz 2 gilt ent-
sprechend. Der Ausschluss des Bezugsrechts zur
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Zulassung des Fonds zur Übernahme der Aktien ist
in jedem Fall zulässig und angemessen.

(3a) Die Hauptversammlung kann beschließen,
dass der Fonds die neuen Akfien zu einem geringe-
ren Preis als dem Ausgabebetrag beziehen kann,
sofern sie den Aktionären zuvor nach $ 186 des Ak-
tiengesetzes zum Ausgabebetrag angeboten wur-
den. Absatz 3 gilt entsprechend. Der Umstand, dass
der Fonds die Aktien zu einem geringeren Preis als
den Ausgabebetrag beziehen kann, ist kein Schaden.

(4) Eine vorherige Leistung durch den Fonds in
das Vermögen der Gesellschafi kann der Einlage-
pflicht zugeordnet werden und befreit den Fonds
von seiner Einlagepflicht. S 194 Absatz 1 SaIz 2
des Aktiengesetzes gilt entsprechend, sofern die
Ausgabe neuer Aktien gegen Hingabe von Einlagen
aus von dem Fonds oder von Dritten nach $ 10 Ab-
satz 1 eingegangenen stillen Gesellschaften erfolgt.

(5) Die Bestimmungen des $ 5 Absatz 1 Salz 2
und 3, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5 gelten sinnge-
mäß; an die Stelle des Vorstandes in $ 5 Absatz 1

Satz 2 und 3 tritt die Hauptversammlung.

(6) Eine Herabsetzung des Grundkapitals im Zu-
sammenhang mit einer Rekapitalisierung nach $ 7
oder $ 22 des Stabilisierungsfondsgesetzes kann
m¡t einer Mehrheit nach Absatz 3 Satz 1 oder 2
beschlossen werden. Absatz 2 Salz 2 gilt entspre-
chend. Auf die Einberufung zur Hauptversammlung
ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden. Ðas Recht,
gemäß $ 225 des Aktiengesetzes Sicherheitsleis-
tung zu verlangen, steht Gläubigem nicht zu, wenn
der Betrag des Grundkapitals der Gesellschaft vor
der Kapitalherabsetzung durch eine Kapitalerhöhung
mindestens wieder erreicht wird, die zugleich mit
der Kapitalherabsetzung beschlossen ist. Gleiches
gilt für den Fall, dass keine Kapitalerhöhung
beschlossen wird, aber in dem Beschluss über die
Kapitalherabsetzung festgelegt wird, dass der Un-
terschiedsbetrag des Grundkapitals vor der Kapital-
herabsetzung abzüglich des Grundkapitals nach der
Kapitalherabsetzung in die Kapitalrücklage einzu-
stellen ist. $ 228 Absatz 2 des Aktiengesetzes gilt
unbeschadet des $ 7c entsprechend. lm Fall des
Satzes 5 dürfen Beträge, die aus der Auflösung der
Kapitalrücklage und aus der Kapítalherabsetzung
gewonnen werden, nicht zu Zahlungen an die Aktio-
näre und nicht dazu verwandt werden, die Aktionäre
von der Verpflichtung zur Leistung von Einlagen zu
befreien.

(7) Aktionäre, die eine für den Fortbestand der
Gesellschaft erforderliche Rekapitalisierungsmaß-
nahme, insbesondere durch ihre Stimmrechts-
ausübung oder die Einlegung unbegründeter
Rechtsmittel, verzögern oder vereiteln, um dadurch
ungerechtfertigte Vorteile für sich zu erlangen, sind
der Gesellschaft gesamtschuldnerisch zum Scha-
denersatz verpflichtet. Ein Aktionär kann nicht
geltend machen, dass seine Stimmrechtsausübung
für das Beschlussergebnis deshalb nicht ursächlich
war, weil auch andere Aktionäre ihr Stimmrecht in
gleicher Weise ausgeübt haben.
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S7a
Bedingtes Kapital

(1) Eine bedingte Kapitalerhöhung im Zusammen-
hang mit einer Rekapitalisierung nach $ 7 oder $ 22
des Stabilisierungsfondsgesetzes kann auch zur Ge-
währung von Umtausch- oder Bezugsrechten an
den Fonds als stillen Gesellschafter beschlossen
werden. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit der
abgegebenen Stimmen. $ 192 Absatz 3 Satz 1 des
Aktiengesetzes gilt nicht; eine Anrechnung auf sons-
tige bedingte Kapitalien erfolgt nicht. $ 194 Absatz 1

Satz 2 des Aktiengesetzes gilt entsprechend. Dies
gilt auch für die Ausgabe von Wandelschuldver-
schreibungen durch ein Unternehmen des Finanz-
sektors gegen Einbringung von Vermögenseinlagen
aus stillen Beteiligungen nach $ 10. Es genügt, wenn
in dem Beschluss oder dem damit verbundenen
Beschluss nach $ 10 Absatz 2 der Mindestausgabe-
betrag oder die Grundlagen für die Festlegung des
Ausgabebetrages oder des Mindestausgabebetra-
ges bestimmt werden. lm Übrigen ist $ 7 Absatz 1

und 2 Satz 2 entsprechend anzuwenden.

(2) S 5 gilt entsprechend.

(3) Für bedingtes Kapital nach Absatz 1 gilt $ 218
des Aktiengesetzes entsprechend.

s7b
Schaffung eines genehmigten

Kapitals durch die Hauptversammlung

{'t) Der Beschluss der Hauptversammlung, mit
dem der Vorstand ermächtigt wird, im Zusammen-
hang mit einer Rekapitalisierung nach $ 7 oder
$ 22 des Stabilisierungsfondsgesetzes das Grund-
kapital bis zu einem bestimmten Nennbetrag durch
Ausgabe neuer Aktien gegen Einlagen zu erhöhen
($ 202 Absatz 2 des Aktiengesetzes), bedarf einer
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Abweichende
Satzungsbestimmungen sind unbeachtlich. $202
Absatz 3 Satz 1 des Aktiengesetzes gilt nicht; eine
Anrechnung auf sonstige genehmigte Kapitalien er-
folgt nicht. lm Ubrigen ist $ 7 Absatz 1 und 2 Satz 2
sowie Absatz 4 Salz2 entsprechend anzuwenden.

(2) Wird das Bezugsrecht ganz oder teilweise im
Ermächtigungsbeschluss ausgeschlossen oder wird
hierin vorgesehen, dass der Vorstand über den Aus-
schluss des Bezugsrechts entscheidet, gilt S 7 Ab-
satz 3 entsprechend.

(3) Für die Ausgabe der neuen Aktien gilt $ 5 ent-
sprechend.

S7c
Eintragung von

Hauptversammlungsbeschlüssen

Ein Beschluss der Hauptversammlung nach den
g$ 7, 7a und 7b ist unveaüglich zur Eintragung in
das Handelsregister anzumelden und beim Bundes-
anzeiger einzureichen. Er wird mit Veröffentlichung
des zur E¡ntragung in das Handelsregister angemel-
deten Beschlusses auf der Internetseite der Gesell-
schaft, spätestens aber mit der Veröffentlichung im
Bundesanzeiger wirksam, auch Drltten gegenüber.
Die Eintragung ins Handelsregister ist nicht Voraus-
setzung ftir die Wirksamkeit des Beschlusses und
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der entsprechenden Kapitalmaßnahmen. Der Be-
schluss, und sofern erforderlich die Durchführung
der entsprechenden Kapitalmaßnahme sind, solern
sie nicht offensichtlich nichtig sind, unverzüglich in
das Handelsregister einzutragen. $ 246a Absatz 4
des Aktiengesetz.es gilt entsprechend mit der Maß-
gabe, dass das Ubenviegen des Vollzugsinteresses
im Sinne von $ 246a Absalz2 Nummer 3 des Aktien-
gesetzes vermutet wird. Dasselbe gilt für die Be-
schlussfassungen von Vorstand und Aufsichtsrat
auf Grund einer Ermächtigung nach S 5 Absatz 1

und S 7b.

s7d
Ausschluss der aktienrechtlichen

Vorschriften über verbundene Unternehmen

Die Vorschriften des Aktiengesetzes über herr-
schende Unternehmen sind bis zum Ablauf des
31. Dezember 2O21 auf den Fonds, den Bund und
die von ihnen enichteten Körperschaften, Anstalten
und Sondervermögen sowie die ihnen nahestehen-
den Personen oder sonstige von ihnen mittelbar
oder unmittelbar abhängigen Unternehmen nicht an-
zuwenden. Dies gilt nicht für die Anwendung von
Vorschriften über die Vertretung der Arbeitnehmer
im Aufsichtsrat eines vom Fonds beherrschten Un-
ternehmens.

S7e

Kapitalmaßnahmen durch Dritte im
Zusammenhang mit einer Stabilisierungsmaßnahme

Die $$ 7 bis 7d gelten entsprechend für Kapital-
maßnahmen, insbesondere die Ausgabe neuer Ak-
tien gegen Hingabe von Einlagen aus von dem
Fonds eingegangenen stillen Gesellschaften oder
zur Beschaffung von Mitteln zum Zweck der Rück-
gewähr solcher Einlagen, im Zusammenhang mit
einer Stabilisierungsmaßnahme nach den $$ 6 bis 8,
21 , 22 des Stabilisierungsfondsgesetzes, wenn die
neuen Aktien aus der Kapitalmaßnahme auch oder
ausschließlich durch Dritte gezeichnet werden. Dies
gilt insbesondere, wenn durch die Kapitalmaßnah-
men die Voraussetzung für eine Maßnahme nach
$ 6 oder $ 21 des Stabilisierungsfondsgesetzes ge-
schaffen werden soll.

s7f
Zusammenhang

mit Stabilisierungsmaßnahmen

(1) Ein Zusammenhang mit der Stabilisierung,
einer Rekapitalisierung oder einer anderen Stabilisie*
rungsmaßnahme im Sinne der $$ 7 bis 7b und 7e
besteht auch dann, wenn Beschlüsse der Hauptver-
sammlung des Unternehmens, insbesondere über
Kapitalmaßnahmen oder die Ermächtigung des Vor-
stands zu deren Vornahme, dem Zweck dienen,

1. eine von dem Fonds im Zuge einer solchen Maß'
nahme bereits ensorbene Beteiligung an dem Un-
ternehmen ganz oder teilweise zu übertragen
oder zu veräußern oder zu erhöhen. Für die Erhö-
hung der Beteiligung gilt dies nur solange, wie
nach dem Stabilisierungsfondsgesetz durch den

Fonds Stabilisierungsmaßnahmen gewährt wer-
den dürfen,

2. die Bedingungen der Beteiligung des Fonds zu
ändern,

3. die Beteiligung des Fonds oder von Dritten nach

$ 10 Absatz 1 als Einlage in das Unternehmen
einzubringen, insbesondere gegen Ausgabe von
AKien oder Wandelschuldverschreibungen,

4. die Beteiligung des Fonds in vergleichbarer
Weise umzustrukf urieren, insbesondere aufzutei-
len oder als Wertpapier auszugestalten,

5. dem Fonds erstmalig oder zusätzliche Umtausch-
und Bezugsrechte einzuräumen und bedingtes Ka-
pital für die Erfüllung der dadurch entstehenden
Ansprüche zu schatfen oder

6. Kapitalerhöhungen gegen Einlagen für die Ein-
haltung von Eigenmittelanforderungen bei Unter-
nehmen des Finanzsektors nach $ 2 des Stabi-
lisierungsfondsgesetzes oder für die Einhaltung
der finanziellen Bedingungen eines Lufifahrt-
unternehmens der Gemeinschaft gemäß Artikel 5
der Verordnung (EG) Nr. '1008/2008 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 24. Sep-
tember 2008 über gemeinsame Vorschriften für
die Durchführung von Luftverkehrsdiensten in
der Gemeinschaft (ABl. L 293 vom 3'1.10.2018,
S. 3) durchzuführen.

(2) Ðasselbe gilt, wenn der Beschluss der Haupt-
versammlung eine Vereinbarung mit dem Fonds
oder eine Erklärung der Geschäftsführung des
Unternehmens vorsieht, die aus einer Kapitalmaß-
nahme dem Unternehmen zufließenden Mittel über-
wiegend für eine Rückzahlung von dem Unter-
nehmen durch den Fonds zur Verfügung gestelltem
Kapital zu verwenden.

s8
Genussrechte und

nachrangige Schuldverschreibungen

(1) Der Vorstand eines als Aktiengesellschaft ver-
fassten Untemehmens ist bis zum 31 . Dezember
2021 ermächtigt, Genussrechte und Schuldver-
schreibungen mit einem qualifizierten Nachrang an
den Fonds auszugeben. Der Vorstand kann von der
Ermächtigung nur mit Zustimmung des Aufsichts-
rates Gebrauch machen.

(2) Die Ausgabe der Genussrechte und Schuld-
verschreibungen bedarf nicht der Zustimmung der
Hauptversammlung, es sei denn, die Genussrechte
oder Schuldverschreibungen sehen das Recht zur
Wandlung in Aktien vor.

(3) Ðas Bezugsrecht der Aktionäre ist ausge-
schlossen, es sei denn, die Genussrechte oder
Schuldverschreibungen sehen das Recht zur Wand-
lung in Aktien vor.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend,
wenn ein Untemehmen Schuldverschreibungen aus-
gibt, für die der Finanzmarktstabilisierungsfonds
nach $ 6Absatz 1 des Stabilisierungsfondsgesetzes
oder der Wirtschaftsstabilisierungsfonds nach $ 21

Absatz 1 des Stabilisierungsfondsgesetzes eine
Garantie übernimmt.

Das Bundesgesetzblatt im lnternet: www.bundesgesetzblatt.de I Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de L{ fflÍn"'*"'n"'



552

se
Sinngemäße Anwendung bei Kommandit-
gesellschaften auf Aktien, Europäischen

Gesellschaften (SE) und Genossenschaften

(1) Für Unternehmen, die in der Rechtsform der
Kommanditgesellschaft auf Aktien oder der Euro-
päischen Gesellschaft (SE) verfasst sind, gelten die
$$5bisSsinngemäß.

(2) Der Fonds kann Mitglied von Unternehmen
werden, die in der Rechtsform der Genossenschaft
verfasst sind. Satzungsänderungen von Genossen-
schaften, deren Zweck darin besteht, eine Kapital-
verstärkung durch den Fonds herbeizuführen, sind
unveaüglich zur Eintragung in das Genossen-
schaftsregister anzumelden und unveaüglich einzu-
tragen, sofem der zugrundeliegende Beschluss nicht
offensichtlich nichtig ist.

S9a

Vorgaben für
Stabilisierungsmaßnahmen

bei als GmbH verfassten Unternehmen

{1) Beschlüsse der Gesellschafterversammlung
über die in den $$ 7 und 7b bezeichneten Refinanzie-
rungsmaßnahmen bedürfen der einfachen Mehrheit
der anwesenden Stimmen. Abweichende Bestim-
mungen im Gesellschaftsvertrag sind unbeachtlich.
Dies gilt auch für den Ausschluss des Bezugsrechts.
Für die Eintragung dieser Beschlüsse ins Handels-
register gelten $ 7c Satz 1 und 2 und $ 7 Absatz 2
entsprechend.

(2) Entsprechend $ 2 des Gesetzes über Maßnah-
men im Gesellschafts-, Vereins-, Genossenschafts-
und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der
Auswirkungen der SARS-CoV-2-Pandemie können
Beschlüsse nach $ 48 Absatz 2 des Gesetzes be-
treffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung auch durch schriftliche Abgabe der Stimmen
gefasst werden.

(3) Mit Gesellschatterbeschluss, der einer Mehr-
heit von drei Viertel der anwesenden Stimmen be-
darf, können Gesellschafter aus der Gesellschaft ge-
gen Abfindung ausgeschlossen werden, wenn dies
für den Erfolg der Stabilisierungsmaßnahme notwen-
dig ist. Die Untergrenze der Abfindung bemisst sich
anhand eines durch Sachverståndigengutachten er-
mlttelten Unternehmenswertes. Der Ausschluss wird
mit Beschlussfassung wirksam.

(a) Die $$ 7e, 7f und I gelten entsprechend.

ssb

GmbH & Co. KG und KG

Für Beschlüsse von Unternehmen der Realwirt-
schaft, die als GmbH & Co. KG oder KG über die
Aufnahme des Wirtschaftsstabilisierungsfonds als
Kommanditist entscheiden, genügt die einfache
Mehrheit der am Beschluss teilnehmenden Gesell-
schafler.
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s10
Stille Gesellschaft

(1) Eine Vereinbarung über die Leistung einer
Vermögenseinlage durch den Fonds als stiller
Gesellschafter in ein Unternehmen ist kein Unter-
nehmensvertrag nach $ 29't oder $ 292 des Aktien-
gesetzes. Sie bedarf insbesondere nicht der Zustim-
mung der Hauptversammiung oder der Eintragung in
das Handelsregister. Die vorstehenden Sätze gelten
entsprechend, wenn sich im Rahmen einer Rekapi-
talisierung nach $ 7 oder $ 22 des Stabilisierungs-
fondsgesetzes neben dem Fonds auch Dritte als
stille Gesellschafter an dem Unternehmen beteiligen
oder die stille Beteiligung nach Gewährung der Ein-
lage ganz oder in Teilen an Dritte übertragen wird.

(2) ln der Vereinbarung kann auch ein Umtausch
oder Bezugsrecht auf Aktien eingeräumt werden.
Das Bezugsrecht der Aktionäre ist im Falle einer
Wandlung ausgeschlossen. Ein Umtausch- oder
Bezugsrecht bedarf der Zustimmung oder Ermächti-
gung der Hauptversammlung mit einer Mehrheit, die
mindestens zwei Drittel der abgegebenen Stimmen
oder des vertretenen Grundkapitals umfasst. Die
einfache Mehrheit reicht, wenn die Hälfte des ge-
zeichneten Kapitals vertreten ist.

(3) .Ðie Absätze 1 und 2 gelten auch für nachträg-
liche Anderungen oder Ergänzungen und die Aufhe-
bung einer Vereinbarung über stille Beteiligungen
des Fonds an einem von ihm gestützten Unterneh-
men des Finanzsektors oder einer Vereinbarung
über stille Beteiligungen von Dritten an dem Unter-
nehmen, die nach Absatz 1 abgeschlossen wurde.

(4) Die vorzeitige Rückgewähr einer Vermögens-
einlage des Fonds oder einvernehmliche Aufhebung
einer stillen Gesellschafi nach Absatz 't gilt nicht als
Rückgewähr von Einlagen im Sinne des g 57 des
Aktiengesetzes.

s11

Keine Informationspflicht
gegenüber dem Wirtschattsausschuss

$ 106 Absatz 2 Salz 2 und Absatz 3 Nummer 9a
sowie $ 109a des Betriebsverfassungsgesetzes fin-
den keine Anwendung auf den Enrerb von Anteilen
durch die Fonds.

s12
Keine Mitteilungspflicht

ftjr wesentliche Beteiligung

$ 43 des Weñpapierhandelsgesetzes findet keine
Anwendung auf den Enuerb von Anteilen durch die
Fonds.

s13
Keine Anzeigepflicht

für bedeutende Beteiligung

$ 2c des Kreditwesengesetzes findet keine An-
wendung auf den Erwerb von bedeutenden Betelli-
gungen durch die Fonds.
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s14
Wertpapiererwerbs- und Übernahmeangebote;

Ausschluss von Minderheitsaktionären

(1) Wird die Kontrolle im Sinne des $ 29 Absatz 2
des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes
über eine Zielgesellschaft durch den Bund, den
Fonds oder durch ihre jeweiligen Tochtergesellschaf-
ten im Zusammenhang mit einer Stabilisierungsmaß-
nahme nach Stabilisierungsfondsgesetz, einschließ-
lich der nachträglichen Erhöhung einer im Rahmen
einer Stabilisierungsmaßnahme enryorbenen Beteili-
gung des Fonds, oder einer Maßnahme nach dem
Rettungsübernahmegesetz erlangt, so befreit sie die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht von
der Pflicht zur Veröffentlichung nach $ 35 Absatz 'l

Satz 1 des Wertpapiererwerbs- und Übernahme-
gesetzes und zur Abgabe eines Angebots nach
S 35 Absatz 2 Satz'l des Wertpapierennrerbs- und
Ubernahmegesetzes.

., (2) S 30 Absatz 2 des Wertpapiererwerbs- und
Ubernahmegesetzes findet keine Anwendung, wenn
sich Aktionäre einer Zielgesellschaft oder Personen
oder Gesellschaften, denen nach $ 30 Absatz 1

oder 2 des Wertpapierenuerbs- und Ubemahme-
gesetzes Stimmrechte aus Aktien dieser Zielgesell-
schaft zugerechnet werden, ihr Verhalten in Bezug
auf diese Zielgesellschaft auf Grund einer Vereinba-
rung oder in sonstiger Weise mit dem Fonds, dem
Bund oder mit deren jeweiligen Tochterunternehmen
im Zusammenhang mit Stabilisierungsmaßnahmen
nach $ 7, I oder 22 des Stabilisierungsfondsgeset-
zes über die Ausübung von Stimmrechten oder in
sonstiger Weise in Bezug auf die Zielgesellschaft
abstimmen.

(3) Gibt der Bund oder ein Fonds im Zusammen-
hang mit einer Stabilisierung ein Angebot im Sinne
des $ 2 Absatz 1 des Wertpapiererwerbs- und
Übernahmegesetzes zum Erwerb von Wertpapieren
eines Unternehmens ab, gilt Folgendes:

1. Die Annahmefrist darf unter Abweichung.von $ 16
Absatz 1 des Wertpapiereruerbs- und Ubernah-
megesetzes nicht weniger als zwei Wochen be-
tragen. Ðie weitere Annahmefrist im Sinne des
$ 16..Absatz 2 Satz 1 des Wertpapiererwerbs-
und Ubernahmegesetzes entfällt. Die Schwellen-
werte in $ 39a Absatz 1 Satz 1 und 2 des Wert-
papiereruverbs- und Übernahmegesetzes betra-
gen jeweils 90 Prozent. Die $$ 13, 16 Absatz 3
Satz 1 und S 22 Absatz 2 Salz 1 des Wertpapier-
erwerbs- und Übernahmegesetzes sind nicht an-
zuwenden.

2. ln der Angebotsunterlage bedarf es nicht der
Aufnahme der ergänzenden Angaben nach $ 11

Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 und 4 des Wertpapier-
erwerbs- und Übernahmegesetzes und der ergän-
zenden Angaben nach $ 2 Nummer 1 der WpÜG-
Angebolsverordnung für solche Personen, die
lediglich nach Maßgabe des $ 2 Absatz 5 Satz 3
des Wertpapiererurerbs- und Übernahmegesetzes
als gemeinsam handelnde Personen gelten, aber
latsächlich ihr Verhalten im Hinblick auf ihren Er-
werb von Wertpapieren der Zielgesellschaft oder
ihre Ausübung von Stimmrechten aus Aktien der
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Zielgesellschaft nicht mit dem Bund oder dem
Fonds abstimmen.

3. Abweichend von $ 3.1 Absatz 1 Satz 2 des Wert-
papierenruerbs- und Ubernahmegesetzes und den

$$ a bis 6 der WpUG-Angebotsverordnung be-
misst sich der Mindestwert bei Ubernahmeange-
boten nach Abschnitt 4 des Wertpapierenrerbs-
und Übernahmegesetzes nach dem gewichteten
durchschnittlichen inländischen Börsenkurs wäh-
rend der letzten zwei Wochen vor Bekanntgabe
oder Bekanntwerden der Absicht eines Übernah-
meangebots. Das gilt nicht, wenn dieser Wert
über dem gewichteten durchschnittlichen inlän-
dischen Börsenkurs während des Zeitraums vom
1. bis 27. März 2020 liegt. ln diesem Fall ist der
letztgenannte Wert der maßgebliche Mindest-
wert. $ 31 Absatz 4 und 5 des Wertpapier-
en¡rerbs- und Übernahmegesetzes findet keine
Anwendung.

(4) Der Fonds kann ein Verlangen nach $ 327a Ab-
satz 1 Satz 1 des Aktiengesetzes stellen, wenn ihm
Aktien der Gesellschaft in Höhe von 90 Prozent des
Grundkapitals gehören. S 327b Absatz 3 des Aktien-
gesetzes ist nicht anzuwenden. Anstelle des S 327e
Absatz 2 des Aktiengesetzes findet $ 7c Satz 2 bis 4
entsprechende Anwendung. lst eine gegen die Wirk-
samkeit des Hauptversammlungsbeschlusses gerich-
tete Klage begründet, hat der Fonds den Aktionären
ihre Aktien Zug um Zug gegen Erstattung einer be-
reits gezahlten Abfindung zurück zu übertragen. lm
Übrigen sind die $$ 327a bis 327f des Aktiengesetzes
anzuwenden,

s15
Keine Börsenzulassung

$ 40 Absatz 1 des Börsengesetzes und $ 69 der
Börsenzulassungs-Verordnung finden auf die Aus-
gabe von Aktien an den Fonds keine Anwendung.
Nach einer Übertragung der Aktien an einen Dritten
sind die vorstehenden Vorschriften anzuwenden. Die
Frist des $ 69 Absatz 2 der Börsenzulassungs-Ver-
ordnung beginnt mit der Übertragung an den Dritten
zu laufen.

s16
Wettbewerbsrecht

Die Vorschriften des Ersten bis Dritten Teils des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen f inden
keine Anwendung auf den Fonds.

s17
Anfechtung,

Gesellschafterdarlehen und wirtschaftlich
vergleichbare Forderungen, verdeckte Sacheinlage

(1) Rechtshandlungen, die im Zusammenhang mit
Stabilisierungsmaßnahmen stehen, können nicht zu
Lasten des Fonds, des Bundes und der von ihnen
errichteten Körperschaften, Anstalten und Sonderver-
mögen sowie der ihnen nahestehenden Personen
oder sonstigen von ihnen mittelbar oder unmittelbar
abhängigen Unternehmen nach den Bestimmungen
der lnsolvenzordnung und des Anfechtungsgesetzes
angefochten werden.
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(2) Die Vorschriften über Gesellschafterdarlehen
und wirtschaftlich vergleichbare Forderungen, ins-
besondere $ 39 Absatz 1 Nummer 5 der lnsolvenz-
ordnung, gelten nicht zu Lasten der in Absatz 1 ge-
nannten Personen und Rechtsträger.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch zugunsten
von Rechtsnachfolgern, die in die Rechte und Pflich-
ten in Bezug auf die privilegierte Forderung oder
Sicherheit eintreten.

{a) Ðie Rechtsgrundsätze der verdeckten Sachein-
lage finden auf Rechtsgeschäfte zwischen dem Fi-
nanzmarktstabilisierungsfonds und Unternehmen des
Finanzsektors sowie zwischen dem Wirtschafisstabi-
lisierungsfonds und Unternehmen der Realwirtschaft
keine Anwendung. Dies gilt insbesondere für die Aus-
gabe neuer Aktien gegen Hingabe von Einlagen aus
von dem Fonds eingegangenen stillen Gesellschaften
oder von sonstigen Verbindlichkeiten des Unterneh-
mens gegenüber dem Fonds.

s18
Keine Kündigung

bei Übernahme einer Beteiligung

Die Übernahme, Umstrukturierung, Verånderung
oder Veräußerung einer Beteiligung des Fonds an
einem Unternehmen des FinanzseKors stellt keinen
wichtigen Grund zur Kündigung eines Schuldver-
hältnisses dar und führt auch nicht zu einer auto-
matischen Beendigung von Schuldverhältnissen.
Entgegenstehende vertragliche Bestimmungen sind
unwirksam. Die Vereinbarung von Abfindungs- oder
Entschädig ungsansprüchen i n Anstellungsverträgen
von Organmitgliedern oder in sonstigen Dienstver-
trägen des Unternehmens ist unwirksam, soweit
die Vereinbarung Ansprüche auch für den Fall einer
Vertragsbeendigung aus Anlass der Übernahme
einer Beteiligung des Fonds, aus Anlass einer Ver-
änderung der Höhe dieser Beteiligung oder aus An-
lass der Wahrnehmung von Rechten aus dieser Be-
teiligung gewähren würde.

v"rano"rungsull r""no,nunn
von Rekapitalisierungsmaßnahmen

(1) Das Unternehmen ist verpflichtet, auf Verlan-
gen des Fonds zumutbare Maßnahmen vorzuneh-
men, die für die RücKührung, Veräußerung, Übertra-
gung oder Änderung von im Zusammenhang mit ei-
ner Rekapitalisierung eruvorbenen Beteiligungen des
Fonds zweckdienlich sind. Das gilt insbesondere für
die Börsenzulassung von Finanzinstrumenten und
die Erstellung von Wertpapierprospekten oder sons-
tigen Angebotsunterlagen, die in Form und lnhalt
den anwendbaren gesetzlichen Vorgaben zu ent-
sprechen haben. Auf Verlangen des Fonds sind sol-
che Wertpapierprospekte oder sonstige Angebots-
unterlagen auch mehrsprachig und unter Beachtung
der Anforderungen an derartige Unterlagen auch für
das Angebot an institutionelle Anleger im Ausland zu
erstellen.

(2) Kosten von öffentlichen oder nichtöffentlichen
Angeboten von Beteiligungen oder Finanzinstrumen-
ten, die im Zusammenhang mit der Beendigung, der
Umstrukturierung, der Refinanzierung, der Ubertra-

gung, der Veräußerung oder der Änderung von im
Zusammenhang mit einer Rekapitalisierung erwor-
benen Beteiligungen des Fonds stehen, einschließ-
lich der Kosten der Erstellung von Wertpapierpro-
spekten und Unterlagen im Sinne des Absatzes 1

Salz 2, sind von dem Unternehmen zu tragen. Kos-
ten, die dem Fonds in diesem Zusammenhang ent-
stehen, sind dem Fonds zu erstatten-

{3) Das Unternehmen ¡st verantwortlich für die
Gesetzmäßigkeit, Richtigkeit und Vollständigkeit
von Wertpapierprospekten oder sonstigen Unterla-
gen im Sinne des Absatzes 1 Satz2, die das Unter-
nehmen im Zusammenhang mit Börsenzulassungen
oder Angeboten von Finanzinstrumenten erstellt.
Der Fonds ist nicht Veranlasser im Sinne des S 9
Absatz 1 des Wertpapierprospektgesetzes. Wird
der Fonds auf Grund einer Unrichtigkeit, Unvollstän-
digkeit oder der mangelnden Verständlichkeit der-
artiger Wertpapierprospekte oder Unterlagen von
Dritten in Anspruch genommen, so stellt das Unter-
nehmen den Fonds von sämtlichen daraus entste-
henden Schäden, Kosten und Auslagen frei. Dies gilt
auch dann, wenn der Fonds an der Erstellung der
Wertpapierprospekte oder Unterlagen mitgewirkt hat.

(4) S 57 des Aktiengesetzes findet auf die Maß-
nahmen des Unternehmens im Sinne des Absatzes 1,
auf die Übernahme und Erstattung von Kosten gemäß
Absatz 2 und auf die Freistellung gemäß Absatz 3
keine Anwendung."

Art¡kel3

Ánderung des
Kreditwesengesetzes

$ 2 des Kreditwesengesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBI. I

S. 2776), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 19. März 2020 (BGBI. I S. 529) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 Nummer 3a wird wle folgt gefasst:

,,3a. die öffentliche Schuldenverwaltung des Bun-
des oder eines Landes, eines ihrer Sonderver-
mögen oder eines anderen Staates des Euro-
päischen Wirtschaftsraums und deren Zentral-
banken, sofern diese nicht fremde Gelder als
Einlagen oder andere rücþahlbare Gelder des
Publikums annimmt;".

2. Absatz 6 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

,,3. die öffentliche Schuldenverwaltung des Bundes
oder eines Landes, eines ihrer Sondervermögen
oder eines anderen Staates des Europäischen
Wirtschaftsraums und deren Zentralbanken;".

Artikel4

Änderung des
Wertpapierhandelsgesetzes

$ 3 Absatz 1 Nummer 5 des Wertpapierhandelsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
9. September 1998 (BGBI. I S. 2708), das zuletzt durch
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Artikel 2 des Gesetzes vom 19. März 2020 (BGBI. I

S. 529) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

,,5. die öffentliche Schuldenverwaltung des Bundes
oder eines Landes, eines ihrer Sondervermögen, ei-
nes anderen Mitgliedstaates der Europäischen
Union oder eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum,
die Deutsche Bundesbank und andere Mitglieder
des Europäischen Systems der Zentralbanken so-
wie die Zentralbanken der anderen Vertragsstaaten
und internationale Finanzinstitute, die von zwei
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oder mehreren Staaten gemeinsam errichtet wer-
den, um zugunsten dieser Staaten Finanzierungs-
mitlel zu beschaffen und Finanzhilfen zu geben,
wenn Mitgl iedstaaten von schwenn¡iegenden Finan-
zierungsproblemen betroffen oder bedroht sind,".

Artikel5

lnkrafüreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in
Kratl.
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Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es
ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden.

Berlin, den 27.Mä22020

Der Bundespräsident
Steinmeier

Die Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel

Der Bundesminister der Finanzen
Olaf Scholz
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Artikel 1

Gesetz
zur vorübergehenden

Aussetzung der lnsolvenzantragspflicht und
zur Begrenzung der Organhaftung bei einer durch

die GOVID-19-Pandemie bedingten lnsolvenz
(COVI D-1 9-l nsolvenzaussetzungsgesetz

- COVInSAG)

s1
Aussetzung der lnsolvenzantragspflicht

Die Pflicht zur Stellung eines lnsolvenzantrags nach
$ 15a der lnsolvenzordnung und nach $ 42 Absalz2
des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist bis zum 30. Septem-
ber 2029 ausgesetzt. Dies gilt nicht, wenn die lnsolvenz-
reife nicht auf den Folgen der Ausbreitung des SARS-
CoV-2-Virus (COVID-I g-Pandemie) beruht oder wenn
keine Aussichten darauf bestehen, eine bestehende
Zahlungsunfåhigkeit zu beseitigen. War der Schuldner
am 3'l . Ðezember 20'19 nicht zahlungsunfähig, wird
vermutet, dass die lnsolvenzreife auf den Auswirkun-
gen der COVID-19-Pandemie beruht und Aussichten
darauf bestehen, eine bestehende Zahlungsunfähigkeit
zu beseitigen. lst der Schuldner eine natürliche Person,
so ist $ 290 Absatz 1 Nummer 4 der Insolvenzordnung
mit der Maßgabe anzuwenden, dass auf die Verzöge-
rung der Eröffnung des lnsolvenzverfahrens im Zeit-
raum zwischen dem 1 .Mäz2O2O und dem 30. Septem-
ber 2020 keine Versagung der Restschuldbefreiung
gestützt werden kann. Die Sätze 2 und 3 gelten ent-
sprechend.

s2
Folgen der Aussetzung

('l) Soweit nach $ 1 die Pflicht zur Stellung eines
lnsolvenzantrags ausgesetzt ist,

1. gelten Zahlungen, die im ordnungsgemäßen Ge-
schäftsgang erfolgen, insbesondere solche Zahl-
ungen, die der Aufrechterhaltung oder Wiederauf-
nahme des Geschäftsbetriebes oder der Umsetzung
eines Sanierungskonzepts dienen, als mit der Sorg-
falt eines ordentlichen und gewissenhaften Ge-
schäftsleiters im Sinne des S 64 Satz 2 des Geset-
zes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter
Haftung, des $ 92 Absatz 2 Salz 2 des Aktienge-
setzes, des $ 130a Absatz 1 Salz 2, auch in Verbin-
dung mit $ 177a Satz 1, des Handelsgesetzbuchs
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und des S 99 Satz 2 des Genossenschattsgesetzes
vereinbar;

2. gilt die bis zum 30. September 2023 erfolgende
Rückgewähr eines im Aussetzungszeitraum gewähr-
ten neuen Kredits sowie die im Aussetzungs-
zeitraum erfolgte Bestellung von Sicherheiten zur
Absicherung solcher Kredite als nicht gläubigerbe-
nachteiligend; dies gilt auch für die Rückgewähr
von Gesellschafterdarlehen und Zahlungen auf For-
derungen aus Rechtshandlungen, die einem solchen
Darlehen wirtschaftlich entsprechen, nicht aber
deren Besicherung; $ 39 Absatz '1 Nummer 5 und
$ 44a der lnsolvenzordnung finden insoweit in lnsol-
venzverfahren über das Vermögen des Schuldners,
die bis zum 30. September 2023 beantragt wurden,
keine Anwendung;

3. sind Kreditgewährungen und Besicherungen im
Aussetzungszeitraum nicht als sittenwidriger Beitrag
zur lnsolvenzverschleppung anzusehen;

4. sínd Rechtshandlungen, die dem anderen Teil eine
Sicherung oder Befriedigung gewährt oder ermög-
licht haben, die dieser in der Art und zu der Zeit
beanspruchen konnte, in einem späteren lnsolvenz-
verfahren nicht anfechtbar; dies gilt nicht, wenn dem
anderen Teil bekannt war, dass die Sanierungs- und
Finanzierungsbemühungen des Schuldners nicht zur
Beseitigung einer eingetretenen Zahlungsunfähigkeit
geeignet gewesen sind. Entsprechendes gilt für

a) Leistungen an Erfüllungs statt oder erfüllungs-
halber;

b) Zahlungen durch einen Dritten auf Anweisung des
Schuldners;

c) die Bestellung einer anderen als der urspninglich
vereinbarten Sicherheit, wenn diese nicht wert-
haltiger ist;

d) die Verkürzung von Zahlungszielen und

e) die Gewährung von Zahlungserleichterungen.

(2) Absatz 1 Nummer 2, 3 und 4 gilt auch für Unter-
nehmen, die keiner Antragspflicht unterliegen, sowie für
Schuldner, die weder zahlungsunfähig noch überschul-
det sind.

(3) Absatz 1 Nummer 2 und 3 gilt im Fall von Kredi-
ten, die von der Kreditanstalt für Wiederaufbau und
ihren Finanzierungspartnem oder von anderen lnstitu-
tionen im Rahmen staatlicher Hilfsprogramme anläss-
lich der COVID-19-Pandemie gewährt werden, auch
dann, wenn der Kredit nach dem Ende des Aus-
setzungszeitraums gewåhrt oder besichert wird, und
unbefristet für deren Rückgewähr.
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Gesetz
zur Abmilderung der Folgen

der GOVID- I 9-Pandemie im Zivil-, lnsolvenz- und Strafverfahrensrecht
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
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s3
Eröffnungsgrund bei

G läubi gerinsolvenzanträgen

Bei zwischen dem 28. Mäz 2020 und dem 28. Juni
2020 gestellten Gläubigerinsolvenzanträgen setzt die
Eröffnung des lnsolvenzverfahrens voraus, dass der
Eröffnungsgrund bereits am 1. März 2O2O vorlag.

s4
Verordnungsermächtigung

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates die Aussetzung
der lnsolvenzantragspflicht nach $ 1 und die Regelung
zum Eröffnungsgrund bei Gläubigerinsolvenzanträgen
nach $ 3 bis höchstens zum 31 . März 2O21 zu verlän-
gern, wenn dies aufgrund fortbestehender Nachfrage
nach verfügbaren öffentlichen Hilfen, andauernder
Finanzierungsschwierigkeiten oder sonsti ger Umstände
geboten erscheint.

Artikel 2

Gesetz
über Maßnahmen im Gesellschafts-,

Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs-
und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung

der Auswirkungen der COVID-1 9-Pandemie

s1
Aktien gesellschaften;

Kommanditgesellschaften auf Aktien;
Europäische Gesellschaften {SE);

Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit
(1) Die Entscheidungen über die Teilnahme der

Aktionäre an der Hauptversammlung im Wege elektro-
nischer Kommunikation nach $ 118 Absatz 1 Satz 2 des
Aktiengesetzes (elektronische Teilnahme), die Stimm-
abgabe im Wege elektronischer Kommunikation nach
$ 118 Absatz 2 des Aktiengesetzes (Briefwahl), die
Teilnahme von Mitgliedem des Aufsichtsrats im Wege
der Bild- und ïonübertragung nach $ 118 Absatz 3
Satz 2 des Aktiengesetzes und die Zulassung der
Bild- und Tonübertragung nach $ 118 Absatz 4 des
Aktiengesetzes kann der Vorstand der Gesellschaft
auch ohne Ermächtigung durch die Satzung oder eine
Geschäftsordnung treffen.

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Ver-
sammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder
ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung
abgehalten wird, sofem

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Ver-
sammlung erfolgt,

2. die Stimmrechtsausübung der AKionäre über elek-
tronische Kommunikation (Briefwahl oder elektroni-
sche Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich
ist,

3. den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der
elektronischen Kommunikation eingeräumt wird,

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2
ausgeübt haben, in Abweichung von $ 245 Num-
mer 1 des Aktiengesetzes unter Veaicht auf das
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Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversamm-
lung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen
Beschluss der Hauptversammlung eingeräumt wird.

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem
Ermessen, welche Fragen er wie beantwortet; er kann
auch vorgeben, dass Fragen bis spåtestens zwei Tage
vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommu-
nikation ein¿ureichen sind.

(3) Abweichend von $ 123 Absatz 1 Salz 1 und Ab-
satz 2 Satz 5 des Aktiengesetzes kann der Vorstand
entscheiden, die Hauptversammlung spätestens am
21. Tag vor dem ïag der Versammlung einzuberufen.
Abweichend von $ 123 Absatz 4 Satz 2 des Aktien-
gesetzes hat sich der Nachweis des Anteilsbesitzes
bei börsennotierten Gesellschaften auf den Beginn
des zwölften Tages vor der Versammlung zu beziehen
und muss bei lnhaberaktien der Gesellschafi an die
in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse bis
spätestens am vierten Tag vor der Hauptversammlung
zugehen, soweit der Vorstand in der Einberufung der
Hauptversammlung keine kürzere Frist für den Zugang
des Nachweises bei der Gesellschaft vorsieht; abwei-
chende Satzungsbestimmungen sind unbeachtlich. lm
Fall der Einberufung mit verkürzter Frist nach Satz t hat
die Mítteilung nach $ 125 Absatz 1 Satz 1 des Aktien-
gesetzes spätestens zwölf Tage vor der Versammlung
und die Mitteilung nach $ 125 Absatz 2 des Aktien-
gesetzes hat an die zu Beginn des zwölften Tages vor
der Hauptversammlung im Aktienregister Eingetrage-
nen zu erfolgen. Abweichend von $ 122 Absatz 2 des
AKiengesetzes müssen Ergänzungsverlangen im vor-
genannlen Fall mindestens 14 Tage vor der Versamm-
lung der Gesellschaft zugehen.

(4) Abweichend von $ 59 Absatz 1 des Aktiengeset-
zes kann der Vorstand auch ohne Ermächtigung durch
die Satzung entscheiden, einen Abschlag auf den
Bilanzgewinn nach Maßgabe von $ 59 Absatz 2 des
Aktiengesetzes an die Aktionäre zu zahlen. Satz 1 gilt
entsprechend für eine Abschlagszahlung auf die Ausr
gleichszahlung (S 30a des Aktiengesetzes) an außen-
stehende Aktionäre im Rahmen eines Unternehmens-
vertrags.

(5) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Haupt-
versammlung abweichend von $ 175 Absatz 1 Satz 2
des Aktiengesetzes innerhalb des Geschäftsjahres
stattfindet.

(6) Die Entscheidungen des Vorstands nach den
Absätzen 1 bis 5 bedürfen der Zustimmung des Auf-
sichtsrats. Abweichend von $ 108 Absatz 4 des Aktien-
gesetzes kann der Aufsichtsrat den Beschluss über die
Zustimmung ungeachtet der Regelungen in der Sat-
zung oder der Geschäftsordnung ohne physische
Anwesenheit der Mitglieder schrittlich, fernmündlich
oder in vergleichbarer Weise vornehmen.

(7) Die Anfechtung eines Beschlusses der Hauptver-
sammlung kann unbeschadet der Regelung in $ 243
Absatz 3 Nummer 1 des Aktiengesetzes auch nicht
auf Verletzungen von $ 118 Absatz 1 Satz 3 bis 5, Ab-
satz 2 Satz 2 oder Absatz 4 des Aktiengesetzes, die
Verletzung von Formerfordernissen für Mitteilungen
nach $ 125 des Aktiengesetzes sowie nicht auf eine
Verletzung von Absatz 2 gestützt werden, es sei denn,
der Gesellschaft ist Vorsatz nachzuweisen.
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(8) Für Unternehmen, die in der Rechtsform der
Kommanditgesellschaft auf Aktien verfasst sind, gelten
die vorstehenden Absätze entsprechend. Für eine
Europäische Gesellschaft nach der Verordnung {EG)
Nr.215712OO1 des Rates vom 8. Oktober 2001 über
das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) (ABl.
L 294 vom 10.11,2001 , S. 1), die zuletzt durch die Ver-
ordnung (EU) Nr. 517/2013 (ABl. L 158 vom 10.6.2013,
S. 1) geändert worden ist, gelten die Absätze 1 bis 7
mit Ausnahme des Absatzes 5 entsprechend. ln einer
Gesellschafi nach $ 20 des SE-Ausführungsgesetzes
vom 22. Dezember 2004 (BGBI. I S. 3675), das zuletzt
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 12. Dezember 20'19
(BGBI. I S. 2637) geändert worden ist, (Gesellschaft mit
monistischem System) trifft die Entscheidungen nach
den Absätzen 1 bis 4 der Venrvaltungsrat; Absatz 6
findet auf eine solche Gesellschaft keine Anwendung.

(9) D¡e Absätze 1 und 2, Absatz 3 SaÞ 1 und 3 sowie
die Absätze 4 bis 7 sind entsprechend auf Versiche-
rungsvereine auf Gegenseitigkeit im Sinne des $ 171
des Verslcheru ngsaufsichtsgesetzes anzuwenden.

s2
Gesellschaften mit beschränkter Haftung

Abweichend von $ 48 Absatz 2 des Gesetzes betref-
fend die Gesellschafien mit beschränkter Haftung kön-
nen Beschlüsse der Gesellschafter in Textform oder
durch schriftliche Abgabe der Stimmen auch ohne Ein-
verständnis sämtlicher Gesellschafier gefasst werden.

s3
Genossenschaften

(1) Abweichend von $ 43 Absatz 7 Saþ 1 des Ge-
nossenschaftsgesetzes können Beschlüsse der Mit-
glieder auch dann schriftlich oder elektronisch gefasst
werden, wenn dies in der Satzung nicht ausdrücklich
zugelassen ist. Der Vorstand hat in diesem Fall dafür
zu sorgen, dass der Niederschrift gemäß $ 47 des Ge-
nossenschaftsgesetzes ein Verzeichnis der Mitglieder,
die an der Beschlussfassung mitgewirkt haben, beige-
fügt ist. Bei jedem Mitglied, das an der Beschluss-
fassung fnitgewirkt hat, ist die Art der Stimmabgabe
zu vermerken. Die Anfechtung eines Beschlusses der
Generalversammlung kann unbeschadet der Regelun-
gen in $ 51 Absatz 1 und 2 des Genossenschaftsge-
setzes nicht auf Verletzungen des Gesetzes oder der
Mitgliederrechte gestützt werden, die auf technische
Störungen im Zusammenhang mit der Beschlussfas-
sung nach Satz 1 zurückzuführen sind, es sei denn,
der Genossenschaft ist Vorsatz oder grobe Fahrlässig-
keit vozuwerfen.

(2) Abweichend von $ 46 Absatz 1 Satz 1 des Ge-
nossenschaftsgesetzes kann die Einberufung im lnter-
net auf der lntemetseite der Genossenschaft oder durch
unmittel bare Benachrichtigung in Textform erfolgen.

(3) Abweichend von $ 48 Absatz 1 Satz 1 des
Genossenschaftsgesetzes kann die Feststellung des
Jahresabschlusses auch durch den Aufsichtsrat er-
folgen.

(4) Der Vorstand einer Genossenschaft kann mit
Zustimmung des Aufsichtsrats nach pflichtgemäßem
Ermessen eine Abschlagszahlung auf eine zu erwar-
tende Auszahlung eines Auseinandersetzungsgut-
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habens eines ausgeschiedenen Mitgliedes oder eine
an ein Mitglied zu erwartende Dividendenzahlung leis-
ten; $ 59 Absatz 2 des Aktiengesetzes gilt entspre-
chend.

(5) Ein Mitglied des Vorstands oder des Aufsichts-
rats einer Genossenschaft bleibt auch nach Ablauf sei-
ner Amtszeit bis zur Bestellung seines Nachfolgers im
Amt. Die Anzahl der Mitglieder des Vorstands oder des
Aufsichtsrats einer Genossenschaft darf weniger als
die durch Gesetz oder Satzung bestimmte Mindestzahl
betragen.

(6) Sitzungen des Vorstands oder des Aufsichtsrats
einer Genossenschaft sowie gemeinsame Sitzungen
des Vorstands und des Aufsichtsrats können auch
ohne Grundlage in der Satzung oder in der Geschäfts-
ordnung im Umlaufuerfahren in Textform oder als
Telefon- oder Videokonferenz durchgeführt werden.

s4
Umwandlungsrecht

Abweichend von S 17 Absatz 2 Salz 4 des Um-
wandlungsgesetzes genügt es für die Zulässigkeit der
Eintragung, wenn die Bilanz auf einen höchstens zwÕlf
Monate vor der Anmeldung liegenden Stichtag aufge-
stellt worden ist.

s5
Vereine und Stiftungen

(1) Ein Vorstandsmitglied eines Vereins oder einer
Stiftung bleibt auch nach Ablauf seiner Amtszeit bis
zu seiner Abberufung oder bis zur Bestellung seines
Nachfolgers im Amt.

(2) Abweichend von $ 32 Absatz 1 Satz 1 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs kann der Vorsland auch
ohne Ermächtigung in der Satzung Vereinsmitgliedern
ermöglichen,

1. an der Mitgliederversammlung ohne Anwesenheit
am Versammlungsort teilzunehmen und Mitglieder-
rechte im Wege der elektronischen Kommunikation
auszuüben oder

2. ohne Teilnahme an der Mitgliederversammlung ihre
Stimmen vor der Ðurchführung der Mitgliederuer-
sammlung schrift lich abzugeben.

(3) Abweichend von $ 32 Absatz 2 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs ist ein Beschluss ohne Versammlung der
Mitglieder gültig, wenn alle Mitglieder beteiligt wurden,
bis zu dem vom Verein gesetzten Termin mindestens
die Hälfte der Mitglieder ihre Stimmen in Textform ab-
gegeben haben und der Beschluss mit der erforder-
lichen Mehrheit gefasst wurde.

s6
Woh nun gseigenttimergemeinschaften

(1) Derzuletzt bestellte Venralter im Sinne des Woh-
nungseigentumsgesetzes bleibt bis zu seiner Abbe-
rufung oder bis zur Bestellung eines neuen Verwalters
im Amt.

(2) Der zuletzt von den Wohnungseigentümern
beschlossene Wirtschaftsplan gilt bis zum Beschluss
eines neuen Wirtschafisplans fort.
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s7
übergangsregelungen

(1) $ 1 ist nur auf Hauptversammlungen und Ab-
schlagszahlungen auf den Bilanzgewinn anzuwenden,
die im Jahr 2020 stattfinden.

(2) $ 2 ist nur auf Gesellschafterversammlungen
und -beschlüsse anzuwenden, die im Jahr 2020 statt-
finden.

(3) $ 3 Absatz 1 und 2 ist auf General- und Vertreter-
versammlungen, die im Jahr 2020 stattfinden, $ 3 Ab-
satz 3 ist auf Jahresabschlussfeststellungen, die im
Jahr 2O2O erfolgen, $ 3 Absatz 4 ist auf Abschlags-
zahlungen, die im Jahr 2020 stattfinden, $ 3 Absatz 5
lst auf im Jahr 2020 ablaufende Bestellungen von Vor-
stands- oder Aufsichtsratsmitgliedern und $ 3 Absatz 6
ist auf Sitzungen des Vorstands oder des Aufsichtsrats
einer Genossenschaft oder deren gemeinsame Sitzun-
gen, die im Jahr 2020 stattfinden, anzuwenden.

(4) S 4 ist nur auf Anmeldungen anzuwenden, die im
Jahr 2O2A vorgenommen werden.

(5) S 5 ist nur auf im Jahr 2020 ablaufende Bestel-
lungen von Vereins- oder Stiftungsvorständen und im
Jahr 2020 statlfindende Mltgliederversammlungen von
Vereinen anzuwenden.

s8
Verordnun gsermächti gun g

Ðas Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz wird ermåchtigt, durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates die Geltung der
$$ 1 bis 5 gemäß $ 7 bis höchstens zum 3'1. Dezember
2021 zu verlängern, wenn dies aufgrund fortbeste-
hender Auswirkungen der COVID-19-Pandemie in der
Bundesrepublik Deutschland geboten erscheint.

Artikel 3

Änderung des
Einführun gsgesetzes zu r Straf prozessordnun g

$ 10 des Einführungsgesetzes zur Strafprozessord-
nung in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungs-
nummer 312-1 , veröffentlichten bereinigten Fassung,
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. No-
vember 2019 (BGBI. I S. 1724) geändert worden ist,
wird wie folgt gefasst:

,,s 10

Hemmung der
U nterbrechungsf risten

wegen lnfeKionsschutzmaßnahmen

(1) Unabhängig von der Dauer der Hauptverhand-
lung ist der Lauf der in $ 229 Absalz 1 und 2 der Straf-
prozessordnung genannten Unterbrechungsfristen ge-
hemmt, solange die Hauptverhandlung aufgrund von
Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung
von lnfektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus (COVID-
19-Pandemie) nicht durchgeführt werden kann, längs-
tens jedoch für zwei Monate; diese Fristen enden frü-
hestens zehn Tage nach Ablauf der Hemmung. Beginn
und Ende der Hemmung stellt das Gericht durch unan-
fechtbaren Beschluss fest.
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(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die in $ 268 Ab-
satz 3 Satz 2 der Strafprozessordnung genannte Frist
zur Urteilsverkündung."

Artikel4

Weitere Änderung des
Ei nf ührungsgesetzes zur Strafprozessordnung

zum27. Màrz2O21

$ 10 des Einführungsgesetzes zur Strafprozessord-
nung in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungs-
nummer 312-1 , verötfentlichten berelnigten Fassung,
das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geåndert
worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 5

Änderung des
Ëinführungsgesetzes

zum Bürgerlichen Gesetzbuche

Artikel 240 des Einführungsgesetzes zum Brjrger-
lichen Gesetzbuche in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 21 . September 1 994 (BGBI. I S. 2494; 1 997 I

S. 1061), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom
't9. März 2020 (BGBI. I S. 541) geändert worden ist,
wird wie folgt gefasst:

,,Artikel 240

Vertragsrechtliche Regelungen
aus Anlass der COVID-19-Pandemie

s1
Moratorium

(1) Ëin Verbraucher hat das Recht, Leistungen zur
Erfüllung eines Anspruchs, der im Zusammenhang mit
einem Verbrauchervertrag steht, der ein Dauerschuld-
verhåltnis ist und vor dem 8. März 2020 geschlossen
wurde, bis zum 30. Juni 2020 zu verweigern, wenn
dem Verbraucher infolge von Umständen, die auf die
Ausbreitung der lnfeKionen mit dem SARS-CoV-2-Virus
(COVID-1 9-Pandemie) zurückzuführen sind, die Erbrin-
gung der Leistung ohne Gefährdung seines angemesse-
nen Lebensunterhalts oder des angemessenen Lebens-
unterhalts seiner unterhaltsberechtigten Angehörigen
nicht möglich wäre. Das Leistungsverweigerungsrecht
besteht in Bezug auf alle wesentlichen Dauerschuldver-
hältnisse. Wesentliche Dauerschuldverhältnisse sind
solche, die zur Eindeckung mit Leistungen der ange-
messenen Daseinsvorsorge erforderlich sind.

(2) Ein Kleinstunternehmen im Sinne der Empfehlung
2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai2003 betref-
fend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der
kleinen und mittleren Unternehmen (ABl. L 124 vom
20.5.2003, S. 36) hat das Recht, Leistungen zur Er-
füllung eines Anspruchs, der im Zusammenhang mit
einem Vertrag steht, der ein Dauerschuldverhältnis ist
und vor dem 8. März 2020 geschlossen wurde, bis zum
30. Juni 2O2O zu verweigern, wenn infolge von Umstän-
den, die auf die COVID-19-Pandemie zurückzuführen
s¡nd,

'l . das Unternehmen die Leistung nicht erbringen kann
oder
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2. dem Unternehmen die Erbringung der Leistung ohne
Gefährdung der wirtschaftlichen Grundlagen seines
Erwerbsbetriebs nicht möglich wäre.

Das Leistungsverureigerungsrecht besteht in Bezug auf
alle wesentlichen Dauerschuldverhältnisse. Wesent-
liche Dauerschuldverhältnisse sind solche, die zur Ein-
deckung mit Leistungen zur angemessenen Fortset-
zung seines Eruverbsbetriebs erforderlich sind.

(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Ausübung des
Leistungsverweigerungsrechts für den Gläubiger sei-
nerseits unzumutbar ist, da die Nichterbringung der
Leistung die wirtschaftliche Grundlage seines Erwerbs-
betriebs gefährden würde. Absatz 2 gilt nicht, wenn die
Ausübung des Leistungsvenreigerungsrechts für den
Gläubiger unzumutbar ist, da die Nichterbringung der
Leistung zu einer Gefåhrdung seines angemessenen
Lebensunterhalts oder des angemessenen Lebens-
unterhalts seiner unterhaltsberechtigten Angehörigen
oder der wirtschaftlichen Grundlagen seines Erwerbs-
betriebs führen würde. Wenn das Leistungsvenreige-
rungsrecht nach Satz 1 oder 2 ausgeschlossen ist,
steht dem Schuldner das Recht zur K[indigung zu.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten ferner nicht im Zu-
sammenhang

1. mit Miet- und Pachtverträgen nach $ 2, mit Darle-
hensverträgen sowie

2. mit arbeitsrechtlichen Ansprüchen.

(5) Von den Absätzen 1 und 2 kann nicht zum Nach-
teil des Schuldners abgewichen werden.

s2
Beschränkung der Kündigung

von Miet- und Pachtverhältnissen

('l) Der Vermieter kann ein Mietverhältnis über Grund-
stücke oder über Räume nicht allein aus dem Grund
kündigen, dass der Mieter im Zeitraum vom 1. April
2020 bis 30. Juni 202Q trolz Fälligkeit die Miete nicht
leistet, sofern die Nichtleistung auf den Auswirkungen
der COVID-19-Pandemie beruht. Der Zusammenhang
zwischen COVID-'|9-Pandemie und Nichtleistung ist
glaubhaft zu machen. Sonstige Kûndigungsrechte blei-
ben unberührt,

(2) Von Absatz 1 kann nicht zum Nachteil des Mie-
ters abgewichen werden.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf Pachtverhältnisse
entsprechend anzuwenden.

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind nur bis zum 30. Juni
2O22 anzuwenden.

s3
Regelungen zum Darlehensrecht

(1) Für Verbraucherdarlehensverträge, die vor dem
15. März 2020 abgeschlossen wurden, gilt, dass An-
sprüche des Darlehensgebers auf Rückzahlung, Zins-
oder Tilgungsleistungen, die zwischen dem 1. April
2020 und dem 30. Juni 2020 fällig werden, mit Eintritt
der Fälligkeit für die Dauer von drei Monaten gestundet
werden, wenn der Verbraucher aufgrund der durch
Ausbreitung der COVIÐ-1 9-Pandemie hervorgerufenen
außergewöhnlichen Verhältnisse Einnahmeausfälle hat,
die dazu führen, dass ihm die Erbringung der geschul-
deten Leistung nicht zumutbar ist. Nicht zumutbar ist
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ihm die Erbringung der Leislung insbesondere dann,
wenn sein angemessener Lebensunterhalt oder der an-
gemessene Lebensunterhalt seiner Unterhaltsberech-
tigten gefährdet ist. Der Verbraucher ist berechtigt, in
dem in Satz 1 genannten Zeitraum seine vertraglichen
Zahlungen zu den ursprünglich vereinbarten Leistungs-
terminen weiter zu erbringen. Soweit er die Zahlungen
vertragsgemäß weiter leistet, gilt die in Satz 1 geregelte
Stundung als nicht erfolgt.

(2) Die Vertragsparteien können von AbsaÞ 1 abwei-
chende Vereinbarungen, ¡nsbesondere über mögliche
Teilleistungen, Zins- und Tilgungsanpassungen oder
Umschuldungen treffen.

(3) Kündigungen des Darlehensgebers wegen Zah-
lungsveaugs, wegen wesentlicher Verschlechterung
der Vermögensverhältnisse des Verbrauchers oder der
Werthaltigkeit einer für das Darlehen gestellten Sicher-
heit sind im Fall des Absatzes 1 bis zum Ablauf der
Stundung ausgeschlossen. Hiervon darf nicht zu Las-
ten des Verbrauchers abgewichen werden.

(4) Der Darlehensgeber soll dem Verbraucher ein
Gespräch über die Möglichkeit einer einverständlichen
Regelung und über mögliche Unterstützungsmaßnah-
men anbieten. Für dieses können auch Fernkommuni-
kationsmittel genutzt werden.

(5) Kommt eine einverständliche Regelung für den
Zeilraum nach dem 30. Juni 2020 nicht zustande, ver-
längert sich die Vertragslaufzeit um drei Monate. Die
jeweilige Fälligkeit der vertraglichen Leistungen wird
um diese Frist hinausgeschoben. Der Darlehensgeber
stellt dem Verbraucher eine Abschrifi des Vertrags zur
Verfügung, in der die vereinbarten Vertragsänderungen
oder die sich aus Satz 1 sowie aus Absatz 1 Satz 1

ergebenden Vertragsänderungen berücksichtigt sind.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht, wenn dem
Darlehensgeber die Stundung oder der Ausschluss
der Kündigung unter Benicksichtigung aller Umstände
des Einzelfalls einschließlich der durch die COVID-1 9-
Pandemie verursachten Veränderungen der allgemei-
nen Lebensumstände unzumutbar ist.

fi) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für den
Ausgleich und den Rückgriff unter Gesamtschuldnern
nach $ 426 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

(8) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundestages
und ohne Zustimmung des Bundesrates den perso-
nellen Anwendungsbereich der Absätze 1 bis 7 zu
ändern und insbesondere Kleinstunternehmen im Sinne
von Artikel 2 Absatz 3 des Anhangs der Empfehlung
2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 be-
treffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie
der kleinen und mittleren Unternehmen in den Anwen-
dungsbereich einzubeziehen.

s4
Verordnun gsermächtigung

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates

1. die Dauer des Leistungsverweigerungsrechts nach

$ 1 bis längstens zum 30. September 2020 zu ver-
längern,

2. die in $ 2 Absatz 1 und 3 enthaltene Kündigungs-
beschränkung auf Zahlungsrückstände zu erstre-
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cken, die im Zeitraum vom 1. Juli 2O2O bis längstens
zum 30. September 2020 entstanden sind,

3. den in $ 3 Absatz 1 genannten Zeilraum bis zum
30. September 2O20 und die in $ 3 Absatz 5 ge-
regelte Verlängerung der Vertragslaufzeit auf bis zu
zwölf Monate zu erstrecken,

wenn zu erwarten ist, dass das soziale Leben, die wirt-
schaftliche Tätigkeit einer Vielzahl von Unternehmen
oder die Erwerbstätigkeit einer Vielzahl von Menschen
durch die COVID-19-Pandemie weiterhin in erhebli-
chem Maße beeinträchtigt bleibt.

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundestages
und ohne Zustimmung des Bundesrates die in Absatz 1

genannten Fristen über den 30. September 2020 hinaus
zu verlängern, wenn die Beeinträchtigungen auch nach
lnkrafttreten der Rechtsverordnung nach Absatz 1 fort-
bestehen."

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2O2O Teil I Nr. 1 4, ausgegeben zu Bonn am 27 . März 2O2O

Artikel 6

lnkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Artikel 1 tritt mit Wirkung vom 1. Mä-z 2O2O in
Kraft.

(2) Artikel 2 tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft und tritt m¡t Ablauf des 31 . Dezembet 2021 aulter
Kraft.

(3) Artikel 3 tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

(4) Artikel 4 tritt am 27. März 2021 in Kratl.

(5) Artíkel 5 tritt am 1. April 2020 in Kralt.

(6) Artikel 240 des Einführungsgesetzes zum Bürger-
lichen Gesetzbuche tritt am 30. September 2O22 außer
Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates
sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es
ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden.

Berlin, den 27. Mäz2O2O

Der Bundespräsident
Steinmeier

Die Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel

Die Bundesministerin
der Justiz und für Verbraucherschutz

Christine Lambrecht
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Landeshauptkasse 
Sachsen-Anhalt 
Deutsche Bundesbank
IBAN 
DE21 8100 0000 0081 0015 00 
BIC  MARKDEF1810

Beteiligungsverfahren in der Bauleitplanung 
Öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

Nach § 18 Abs. 3 Nr. 12 Zweite SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung 

(2. SARS-CoV-2-EindV) vom 24.03.2020 ist als triftiger Grund für das 

Verlassen der Wohnung auch die Wahrnehmung dringender behördlicher 

Termine festgeschrieben. Nach Abklärung mit dem Ministerium für Arbeit, 

Soziales und Integration fällt unter diese Regelung auch die 

Einsichtnahme im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 

BauGB.  

Die Auslegungsfrist im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung beträgt gem. 

§ 3 Abs. 2 BauGB einen Monat, mindestens jedoch 30 Tage. In diesem 

Zeitraum sind der Entwurf des Bauleitplans einschließlich Begründung 

sowie die wesentlichen vorhandenen Umweltinformationen in Papierform 

öffentlich auszulegen.  

Gemäß § 4a Abs. 1 BauGB sind diese Unterlagen zusätzlich in das 

Internet einzustellen. Eine alleinige Einstellung der Unterlagen zur 

Beteiligung der Öffentlichkeit in das Internet genügt somit nicht den 

gesetzlichen Anforderungen. Die Unterlagen müssen vielmehr während 

des gesamten Zeitraums der Auslegung auch in Papierform zugänglich 

gemacht werden. 

Ministerium für 
Landesentwicklung 

und Verkehr 

Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt • 
Postfach 3653 • 39011 Magdeburg 

Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 

Referat 305 - Bauwesen - 

Hakeborner Straße 1 

39112 Magdeburg 

Magdeburg, 26.03.2020 
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Email vom 19.03.2020 
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Deutlich reduzierte Öffnungszeiten dürften bei der einmonatigen Auslegung nicht ausreichen, da 

die Rechtsprechung eine „angemessene, sich am Zweck der Auslegung orientierende Zeit“ 

verlangt. Es muss der Öffentlichkeit hinreichend Gelegenheit gegeben werden, während eines 

vollen Monats Planentwürfe einzusehen. Hierbei ist den unterschiedlichen zeitlichen Bedürfnissen 

angemessen Rechnung zu tragen. 

Es wird deshalb empfohlen, eine Offenlage von Bauleitplanentwürfen aufzuschieben, bis 

Rathäuser/Kommunalverwaltungen wieder für den regulären Publikumsverkehr geöffnet sind. 

Bei Schließung des Rathauses für den allgemeinen Publikumsverkehr kann bei bereits eingeleiteter 

Offenlage nur von einer rechtmäßigen Öffentlichkeitsbeteiligung ausgegangen werden, wenn 

dennoch die Möglichkeit der Einsichtnahme (etwa in einem separaten Raum der 

Kommunalverwaltung und unter Hinweis, dass Fragen zu den Planunterlagen zeitnah telefonisch 

gestellt werden können, wobei auf die Kontaktdaten deutlich und für jedermann ersichtlich 

hinzuweisen ist) nach den oben genannten Grundsätzen ermöglicht wird. In Zweifelsfällen ist die 

Öffentlichkeitsbeteiligung zu wiederholen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

gez. Hachmöller 


